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Die Gesellschaft für Medienpädagogik und Kommunikationskultur e.V. (GMK) begrüßt die Einrichtung 
der Unabhängigen Expertenkommission sowie die Einbeziehung der Perspektiven von Eltern, Päda-
gogik und Jugendhilfe im Rahmen des dritten Hearings. Als Bundes- und Fachverband für Medienpä-
dagogik, Medienbildung und gesellschaftliche Entwicklung unter den Bedingungen von KI und Digita-
lisierung bündelt die GMK seit über vierzig Jahren Expertise aus Praxis und Forschung und begleitet 
die Entwicklung des Feldes kontinuierlich sowohl wissenschaftlich als auch berufs- und handlungs-
praktisch. Vor diesem Hintergrund danken wir für die Möglichkeit, am Hearing teilzunehmen und eine 
Stellungnahme einzureichen.  

Die GMK versteht sich ausdrücklich als Fachverband, der Perspektiven aus wissenschaftlicher For-
schung und medienpädagogischer Praxis zusammenführt. Die nachfolgenden Einschätzungen beru-
hen daher sowohl auf empirischen Erkenntnissen aus der Forschung als auch auf langjährigen Erfah-
rungen aus der sozialpädagogischen und schulischen Praxis sowie der Zusammenarbeit mit Familien, 
Bildungseinrichtungen und Fachkräften. 

Im Folgenden nehmen wir Stellung zur Leitfrage: Wie gestalten sich Chancen, Herausforderungen und 
Unterstützungsbedarfe im Umgang mit digitalen Welten, um Kinder und Jugendliche wirksam zu stär-
ken und zu schützen? Unsere thematischen Schwerpunkte verorten wir bei den Fragen der Themen-
bereiche I, II, III und VI. Entsprechend beziehen sich unsere Ausführungen auf die insgesamt 21 dort 
formulierten Fragen.  

Unsere übergreifende Position lautet: Ein wirksamer Kinder- und Jugendschutz in digital geprägten 
Lebenswelten erfordert ein Zusammenspiel von Schutz, Befähigung und Teilhabe. Die Förderung von 
Medienkompetenz und digitaler Souveränität einerseits sowie eine strukturelle Regulierung von digi-
talen Angeboten und deren Anbietern andererseits stehen nicht im Widerspruch zueinander, sondern 
sind komplementär. Alleinige Verbote oder Einschränkungen können strukturelle Probleme digitaler 
Plattformen und Angebote sowie ihrer Nutzung nicht lösen. Ohne konsequente Regulierung der An-
bieter und ohne flächendeckende, strukturell verankerte Bildungsangebote bleiben solche Maßnah-
men nur begrenzt wirksam. Medienpädagogische Bildung muss daher als dauerhafte gesellschaftli-
che Pflichtaufgabe verstanden und entsprechend finanziell sowie institutionell abgesichert werden 
und darf nicht primär projektförmig organisiert sein.  
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Dafür braucht es sowohl innovative Ansätze als auch eine stabile medienpädagogische Infrastruktur. 
Die vorhandene Infrastruktur verfügt über langjährig erprobte Methoden, unterschiedliche und sich 
ergänzende pädagogische Ansätze sowie vielfältige Themenschwerpunkte und Zielgruppen. Gleich-
zeitig entwickeln die dort tätigen Akteur*innen kontinuierlich neue Konzepte, greifen aktuelle Ent-
wicklungen kurzfristig auf und gestalten passgenaue Angebote für Kinder, Jugendliche, Familien und 
Fachkräfte. Die Fähigkeit, schnell und flexibel auf neue Herausforderungen digitaler Medienwelten zu 
reagieren, basiert wesentlich auf der über viele Jahre aufgebauten fachlichen Expertise der Träger 
und Einrichtungen. Ohne langfristig gesicherte finanzielle Strukturen und stabile Beschäftigungsver-
hältnisse wäre diese Handlungsfähigkeit jedoch erheblich gefährdet. 

 

I) Digitale Welten im Familienalltag („Doing Family digital“) 

1. Welche positiven Funktionen erfüllen digitale Medien für Kinder, Jugendliche und Familien (Teil-
habe, Kommunikation, Bildung, Kreativität)?  

Für Kinder und Jugendliche sind digitale Medien weit mehr als bloßer Zeitvertreib oder Unterhal-
tungsangebote. Vielmehr sind sie zentrale Infrastrukturen von Kommunikation, Information, Bildung 
sowie sozialer, kultureller und politischer Teilhabe. Digitale Medien eröffnen jungen Menschen viel-
fältige Möglichkeiten, Beziehungen zu gestalten, sich auszudrücken und gesellschaftliche Entwicklun-
gen zu verfolgen. Digitale Räume sind wichtige Orte für soziale Interaktion und Identitätsarbeit im 
Jugendalter (Hugger/Tillmann 2022).  

Eine zentrale Funktion digitaler Medien liegt in der Kommunikation und Beziehungspflege. Kinder und 
Jugendliche nutzen digitale Dienste, um mit Peers und Familienmitgliedern in Kontakt zu bleiben und 
ihren Alltag miteinander zu teilen. Dabei stehen ihnen unterschiedliche Kommunikationsformen zur 
Verfügung: Neben Textnachrichten werden zunehmend Sprach- und Videonachrichten sowie visuelle 
Ausdrucksformen wie Emojis, GIFs oder Memes genutzt. Diese multimodalen Kommunikationsfor-
men ermöglichen nicht nur schnelle Verständigung, sondern eröffnen auch kreative Ausdrucksmög-
lichkeiten und neue Formen jugendlicher Kommunikationskultur (Lampert et al. 2025). 

Auch darüber hinaus fungieren digitale Medien als Räume für kreative Produktion und Selbstaus-
druck. Viele junge Menschen nehmen in sozialen Netzwerken eine aktive Produzent*innenrolle ein, 
indem sie Fotos, Videos, Kommentare oder andere Inhalte erstellen und veröffentlichen. Dabei setzen 
sie sich mit Fragen der Darstellung, der intendierten Wirkung ihrer Inhalte sowie mit Fragen der Sicht-
barkeit und Zugänglichkeit auseinander; die Erstellung eigener Inhalte ist damit nicht nur ein kreativer 
Prozess, sondern auch Teil sozialer Aushandlungsprozesse über Identität, Zugehörigkeit und Öffent-
lichkeit (Aufenanger 2023; Ecarius 2020). Gleichzeitig orientieren sich junge Menschen in sozialen 
Medien häufig an Gleichaltrigen oder medial präsenten Vorbildern, übernehmen teilweise Rollenbil-
der oder Wertvorstellungen und erweitern auf diese Weise ihre Perspektiven und Erfahrungshori-
zonte.   

Ein weiterer zentraler Aspekt ist die Bedeutung digitaler Medien für Information und Bildung. Über 
digitale Plattformen verfolgen Kinder und Jugendliche gesellschaftliche Entwicklungen, konsumieren 
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Nachrichten, informieren sich über aktuelle Trends und nutzen digitale Angebote als Zugang zu Wis-
sen. Digitale Medien können daher wichtige Lernressourcen darstellen und zur Erweiterung von Wis-
sensbeständen beitragen. Gerade für junge Menschen sind soziale Medien häufig ein zentraler Zu-
gang zu aktuellen gesellschaftlichen Themen und politischen Debatten (Materna/Brüggen 2024).  

Diese vielfältigen Funktionen digitaler Medien stehen in engem Zusammenhang mit den entwick-
lungsbezogenen Aufgaben von Kindheit und Jugend. Digitale Räume bieten Möglichkeiten zur Identi-
tätsarbeit, zur Erprobung sozialer Rollen sowie zur Auseinandersetzung mit Normen und Werten. Da-
bei gehören für junge Menschen auch Irritationen, Fehler oder Richtungswechsel zu wichtigen Lern-
prozessen, und auch aufgrund von teilweise vorhandener Anonymität und Distanz bieten sich ihnen 
Freiräume, in denen sie experimentieren, sich ausprobieren sowie neue Perspektiven entwickeln kön-
nen, was ihnen von Lehrkräften, Erziehungsberechtigten und anderen Erwachsenen nicht immer 
selbstverständlich gewährt wird, insbesondere nicht in leistungsorientierten Umfeldern. 

Neben sozialen und bildungsbezogenen Funktionen erfüllen digitale Medien auch eine wichtige Rolle 
im Bereich Unterhaltung, Entspannung und Bewältigung von Belastungen. Gerade für junge Men-
schen, die in schwierigen Lebenslagen aufwachsen oder soziale Belastungen erleben, können digitale 
Kommunikationsräume, Online-Spiele oder Chatgruppen Orte der Ablenkung, des Rückzugs oder der 
sozialen Unterstützung sein. Digitale Medien können in solchen Kontexten auch als Ressourcen für 
emotionale Stabilisierung oder soziale Verbundenheit genutzt werden. 

Digitale Medien prägen zudem zunehmend den Alltag von Familien. Eltern und andere Familienmit-
glieder beeinflussen die Mediennutzung von Kindern nicht nur durch Regeln oder Begleitung, son-
dern auch durch ihr eigenes Medienverhalten als Vorbilder. Gleichzeitig werden viele Aspekte des 
Familienalltags heute durch digitale Anwendungen organisiert, etwa über gemeinsame Kalender, 
Kommunikations-Apps oder Plattformen zur Planung gemeinsamer Aktivitäten (Eggert et al. 2021). 
Digitale Medien können daher auch innerhalb von Familien wichtige Funktionen für Koordination, 
Austausch und gemeinsame Aktivitäten erfüllen.  

Darüber hinaus übernehmen digitale Technologien zunehmend praktische Alltagsaufgaben, die über 
Kommunikation und Unterhaltung hinausgehen. Viele Dienstleistungen, z. B. Ticketbuchungen, Ter-
minvereinbarungen, Banking oder behördliche Kommunikation, sind heute primär oder ausschließ-
lich digital organisiert. Digitale Kompetenzen werden damit zunehmend zu einer Voraussetzung ge-
sellschaftlicher Teilhabe. Gerade für Menschen, die ohnehin strukturelle Teilhabebarrieren erleben, 
können digitale Medien neue Zugänge eröffnen, bspw. für Kinder und Jugendliche mit Behinderun-
gen, in ländlichen Regionen oder für Familien mit eingeschränkter Mobilität.  

Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, digitale Medien nicht ausschließlich unter Risikoperspektiven 
zu betrachten und eine Versachlichung des öffentlichen Diskurses anzustreben. Digitale Technologien 
sind in erster Linie Werkzeuge, deren Effekte stark davon abhängen, wie sie gestaltet, genutzt und 
pädagogisch begleitet werden. Neben berechtigten Diskussionen über Risiken digitaler Medien müs-
sen daher auch ihre Potenziale für Kommunikation, Kreativität, Bildung und gesellschaftliche Teilhabe 
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berücksichtigt werden. Ein ausgewogener Blick auf Chancen und Risiken ist eine zentrale Vorausset-
zung für eine differenzierte medienpädagogische und gesellschaftliche Debatte.  

 

 

2. Wo erleben Eltern konkret Überforderung im Umgang mit Plattformlogiken und Geräteeinstel-
lungen (Algorithmisierung, Dauerverfügbarkeit, Monetarisierung)? 

UND 

3. Welche Konflikte entstehen im Familienalltag durch bspw. exzessive Nutzung, In-App-Käufe, so-
ziale Vergleichsdynamiken? 

Digitale Medien sind heute fest in den Familienalltag integriert und prägen Kommunikations-, Freizeit- 
und Lernpraktiken von Kindern und Jugendlichen. Gleichzeitig berichten viele Eltern von 
Überforderung und Unsicherheit im Umgang mit digitalen Plattformen, Geräteeinstellungen und 
immer wieder neuen Medienpraktiken (Nikken/Schols 2015). Diese Überforderung entsteht nicht 
allein durch mangelnde Informationen, sondern auch durch strukturelle Eigenschaften digitaler 
Plattformen sowie durch veränderte Kommunikations- und Sozialdynamiken im digitalen Raum. 

Ein zentraler Faktor ist das Design digitaler Plattformen. Viele kommerzielle Online-Dienste sind be-
wusst darauf ausgerichtet, Aufmerksamkeit möglichst lange zu binden und Interaktionen zu maximie-
ren (Kammerl et al. 2023). Dazu gehören Mechanismen wie automatisches Abspielen von Inhalten 
(Autoplay), endloses Nachladen von Inhalten (Infinite Scroll), Push-Benachrichtigungen oder variable 
Belohnungssysteme wie Likes und andere Feedbackmechanismen. Solche Funktionen sind Teil daten-
basierter Geschäftsmodelle, die darauf abzielen, Nutzungsdauer und Interaktionsraten zu erhöhen 
(Zuboff 2019). Dass diese Plattformlogiken angepasst und entschärft werden, liegt in der Verantwor-
tung der Plattformbetreiber*innen und – abgesehen von politischer Teilhabe, um diese Prozesse an-
zustoßen – nicht bei den Familien. An dieser Stelle sind wiederum Aufklärungsprozesse nötig, um 
Nutzer*innen zur Verwendung alternativer Apps und Dienste zu bewegen, die bspw. weniger Daten 
sammeln und somit über weniger komplexe Empfehlungsalgorithmen verfügen als die stark kommer-
zialisierten und monetarisierten Angebote der großen Techkonzerne. Auf diese Weise kann die digi-
tale Souveränität von Nutzer*innen ermöglicht und gestärkt werden. 

Für viele Eltern sind diese Plattformlogiken jedoch erst einmal schwer nachvollziehbar. Gleichzeitig 
unterscheiden sich Jugendschutz- und Privatsphäre-Einstellungen je nach Plattform und Gerät erheb-
lich, werden durch regelmäßige Updates verändert und sind häufig nur schwer zugänglich. Insbeson-
dere die Einstellungen zum Schutz der eigenen Privatsphäre sowie die Entziehung der Erlaubnis der 
Datennutzung für KI-Training sind oft gut versteckt. Grundsätzlich gilt: Medienkompetenz kennt keine 
Altersgrenze. Es ist unerlässlich, auch Eltern im Umgang mit Medien zu begleiten, ihnen die Angst 
davor zu nehmen, sich durch Einstellungen zu klicken und regelmäßig zu informieren, welche Einstel-
lungen wichtig sind. 
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Hinzu kommt ein strukturelles Kompetenzgefälle zwischen Generationen. Viele Kinder und Jugendli-
che bewegen sich selbstverständlich in digitalen Kommunikationsräumen und verfügen über prakti-
sche Erfahrungen mit Apps, Plattformen oder Gaming-Umgebungen, während Eltern diese Kontexte 
teilweise weniger gut kennen. Ein solches Gefälle kann bei Eltern Gefühle von Kontrollverlust oder 
Unsicherheit erzeugen. Hier gilt es sie dafür zu sensibilisieren, dass Formen der begleitenden Medi-
enerziehung, die auf Dialog, gemeinsame Regeln und Vertrauen setzen, einer kontrollorientierte Me-
dienerziehung vorzuziehen sind. 

Die genannten Herausforderungen spiegeln sich auch in Konflikten im Familienalltag wider. Auseinan-
dersetzungen über Mediennutzung gehören zu den häufigsten Konflikten in Familien mit Kindern und 
Jugendlichen. Besonders häufig betreffen sie Fragen der Bildschirmzeit, den Übergang zwischen Me-
diennutzung und anderen Alltagsaktivitäten wie z. B. Schlaf, Mahlzeiten oder Hausaufgaben sowie die 
Auswahl der genutzten Inhalte (Hillebrandt 2024). Solche Konflikte sind häufig Ausdruck unterschied-
licher Perspektiven auf Mediennutzung: Während Kinder und Jugendliche digitale Medien als selbst-
verständlichen Bestandteil ihrer sozialen Kommunikation erleben, betrachten Eltern sie häufiger un-
ter dem Blickwinkel möglicher Risiken. 

Eine Möglichkeit, solche Konflikte konstruktiv zu bearbeiten, liegt in der gemeinsamen Entwicklung 
von Mediennutzungsregeln innerhalb der Familie (#DigitalCheckNRW 2026a). Gemeinsam verein-
barte Regeln können das Vertrauen stärken und helfen Kindern, die Gründe für bestimmte Einschrän-
kungen besser zu verstehen. Dabei ist es wichtig, sowohl Chancen als auch Risiken digitaler Medien 
zu berücksichtigen. Altersfreigaben und Jugendschutzkennzeichnungen können Eltern dabei als Ori-
entierung dienen. Technische Kontrollinstrumente wie etwa Überwachungs- oder Tracking-Apps soll-
ten hingegen mit Vorsicht eingesetzt werden, da sie das Vertrauensverhältnis zwischen Eltern und 
Kindern beeinträchtigen und Fragen des Datenschutzes und der Persönlichkeitsrechte aufwerfen kön-
nen. 

Neben Fragen der Nutzungsdauer können auch ökonomische Mechanismen digitaler Plattformen 
Konflikte auslösen. In-App-Käufe in digitalen Spielen oder Apps, insbesondere solche mit Gamifica-
tion-Elementen oder Lootbox-Mechaniken, erzeugen teilweise Drucksituationen, die Kinder und Ju-
gendliche zu zusätzlichen Ausgaben motivieren. Solche Mechanismen arbeiten gezielt mit psycholo-
gischen Belohnungssystemen und können problematische Konsumimpulse verstärken (Zendle/Cairns 
2018). 

Darüber hinaus spielen soziale Vergleichsdynamiken in sozialen Netzwerken eine wichtige Rolle. Platt-
formen, die stark auf visuelle Selbstdarstellung ausgerichtet sind, können soziale Vergleiche intensi-
vieren und damit insbesondere bei Jugendlichen Auswirkungen auf Selbstwertgefühl oder Körperbild 
haben. So gibt es Hinweise darauf, die intensive Nutzung bestimmter Social-Media-Plattformen mit 
erhöhter Körperunzufriedenheit oder depressiven Symptomen zusammenhängen kann, insbeson-
dere bei jungen Frauen (Fardouly/Vartanian 2016). 

Für Eltern besteht die grundlegende Herausforderung, dass digitale Plattformen Inhalte zunehmend 
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über automatisierte Empfehlungsmechanismen steuern, die auf individuellen Nutzungsdaten basie-
ren. Diese algorithmischen Systeme können Eltern nicht vorhersehen oder kontrollieren. Das führt 
dazu, dass sie zwar Regeln für die Mediennutzung ihrer Kinder festlegen können, aber dennoch nur 
begrenzten Einfluss darauf haben, welche Inhalte ihren Kindern anzeigen. 

Vor diesem Hintergrund ist ein vertrauensvolles Verhältnis zwischen Eltern und Kindern besonders 
wichtig. Junge Menschen sollten wissen, dass sie sich an ihre Eltern oder andere Vertrauenspersonen 
wenden können, wenn sie mit problematischen Inhalten oder unangenehmen Erfahrungen konfron-
tiert werden. Gleichzeitig benötigen Eltern selbst Unterstützung, um digitale Entwicklungen besser 
einordnen zu können. 

Neben der individuellen Medienerziehung innerhalb der Familie spielt daher auch die Stärkung der 
Medienkompetenz von Erwachsenen eine wichtige Rolle. Medienkompetenz ist kein ausschließliches 
Thema von Kindern und Jugendlichen, sondern betrifft alle Generationen. Programme zur Erwachse-
nenbildung und Elterninformation wie etwa Initiativen zur Förderung digitaler Kompetenzen können 
dazu beitragen, Eltern im Umgang mit Plattformen, Datenschutzfragen oder Geräteeinstellungen zu 
unterstützen. Ein Beispiel hierfür ist die medienpädagogische Arbeit im Kontext von Projekten wie 
dem #DigitalCheckNRW (2026b). 

Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass sich digitale Plattformen und Trends sehr schnell verändern. 
Neue Apps, Kommunikationsformen oder Nutzungspraktiken entstehen kontinuierlich. Für Eltern 
kann daraus das Gefühl entstehen, mit dieser Dynamik nicht Schritt halten zu können. Viele digitale 
Angebote folgen jedoch ähnlichen Mustern, etwa in Bezug auf Kommunikationsformen, Belohnungs-
mechanismen oder Geschäftsmodelle. Wenn Familien über grundlegende Medienkompetenzen ver-
fügen und Kinder in ihrer Mediennutzung begleitet werden, können auch neue Entwicklungen besser 
eingeordnet werden (Jaenke et al. 2025). 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass Überforderung von Eltern im Umgang mit digitalen Me-
dien sowohl auf individuelle Unsicherheiten als auch auf strukturelle Eigenschaften digitaler Plattfor-
men zurückzuführen ist. Eine wirksame Unterstützung von Familien erfordert daher neben Informa-
tionsangeboten auch die Sensibilisierung für die den Mehrwert einer dialogischen Medienerziehung, 
niedrigschwellige Beratungsstrukturen und eine stärkere Verantwortung von Plattformbetreibern für 
transparente und verständliche Systemeinstellungen. 

 

 

4. Inwiefern stellen Sharenting und Family-Influencing eine Beeinträchtigung des Rechts von Kin-
dern auf Privatsphäre und informationelle Selbstbestimmung dar? Ergibt sich daraus regulatori-
scher Handlungsbedarf, ohne wiederum die elterliche Erziehungsfreiheit unverhältnismäßig einzu-
schränken?  

Das Fotografieren und Filmen der eigenen Kinder sowie das Teilen entsprechender Inhalte im Inter-
net, häufig als Sharenting bezeichnet, ist für viele Familien zu einem alltäglichen Bestandteil digitaler 



 

7 
 

Kommunikation geworden (Tosuntaş/Griffiths 2024). Eltern dokumentieren wichtige Lebensereig-
nisse ihrer Kinder, etwa Geburtstage, Familienfeiern oder Urlaubsreisen, und teilen diese Inhalte mit 
Verwandten, Freund*innen oder einem erweiterten sozialen Netzwerk. Ein erheblicher Anteil von 
Eltern veröffentlicht bereits früh Bilder oder Informationen über ihre Kinder online und legt damit 
unbeabsichtigt eine digitale Datenspur ihrer Kinder an, noch bevor diese selbst über ihre Online-Prä-
senz entscheiden können (Brosch 2016). 

Gerade bei der Veröffentlichung von Bildern oder Videos von Kindern entsteht jedoch ein grundrecht-
lich relevantes Spannungsfeld zwischen dem elterlichen Erziehungsrecht und dem Recht des Kindes 
auf Privatsphäre und informationelle Selbstbestimmung. Fotos, Videos oder Tonaufnahmen gelten 
als personenbezogene Daten, da Kinder darauf identifizierbar sein können. Sie betreffen damit das 
Persönlichkeitsrecht des Kindes und seine Möglichkeit, eine eigene digitale Identität zu entwickeln 
(Steinberg 2017). Während Eltern grundsätzlich das Recht haben, Entscheidungen im Interesse ihres 
Kindes zu treffen, stellt sich im digitalen Kontext die Frage, inwieweit sie gleichzeitig über Informati-
onen verfügen dürfen, die das Kind dauerhaft im Internet betreffen. 

Ein zentrales Problem besteht darin, dass jüngere Kinder die langfristigen Konsequenzen digitaler Ver-
öffentlichungen in der Regel nicht abschätzen können. Die Reichweite und Permanenz digitaler In-
halte durch Weiterverbreitung, Kopien oder algorithmische Auffindbarkeit sind für Kinder in frühen 
Entwicklungsphasen kaum nachvollziehbar. Deshalb treffen Eltern in der Regel zunächst die Entschei-
dung über eine Veröffentlichung. Mit zunehmendem Alter sollte jedoch eine stärkere Einbeziehung 
der Kinder erfolgen, und auch unabhängig von rechtlichen Altersgrenzen sollten Kinder bereits früh 
in Entscheidungen über ihre digitale Sichtbarkeit einbezogen werden, um ihre Persönlichkeitsrechte 
zu stärken. Spätestens ab 14 Jahren müssen Eltern ihre Kinder ausdrücklich um Zustimmung bitten, 
wenn sie Fotos von ihnen veröffentlichen möchten. Bis zum Alter von 16 Jahren haben Eltern dabei 
weiterhin ein Mitspracherecht und können gemeinsam mit dem Kind entscheiden, ob ein Beitrag ver-
öffentlicht wird. Besonders wenn es darum geht, auf eine Veröffentlichung zu verzichten, liegt die 
letzte Verantwortung bei den Eltern. Nach den Vorgaben der Europäischen Datenschutz-Grundver-
ordnung (EU-DSGVO) können Jugendliche in der Regel ab 16 Jahren selbst über die Verwendung ihrer 
personenbezogenen Daten entscheiden. Dennoch bleibt es sinnvoll, dass Eltern ihre Kinder weiterhin 
begleiten und beraten, da sie bis zur Volljährigkeit eine wichtige unterstützende Rolle spielen (Pielsti-
cker/#DigitalCheckNRW 2026). 

Viele Eltern sind sich der rechtlichen und sozialen Implikationen von Sharenting jedoch nur begrenzt 
bewusst. Veröffentlichungen erfolgen häufig spontan, ohne die möglichen Folgen für die Privatsphäre 
der Kinder zu berücksichtigen. Dazu gehören etwa Risiken der unkontrollierten Weiterverbreitung, 
der kommerziellen Nutzung von Bildern oder auch der missbräuchlichen Verwendung von Kinderbil-
dern in problematischen Kontexten. Vor diesem Hintergrund ist eine bessere Sichtbarmachung der 
Persönlichkeitsrechte von Kindern im digitalen Raum und eine stärkere diesbezügliche Sensibilisie-
rung von Eltern dringend erforderlich (#DigitalCheckNRW 2026c). 

Eine besondere Zuspitzung erfährt dieses Spannungsfeld im Kontext des sogenannten Family-Influen-
cing (Abidin 2017). Hier werden Kinder systematisch in kommerzielle Inhalte integriert, etwa in Form 

https://www.researchgate.net/profile/Sule-Tosuntas?_tp=eyJjb250ZXh0Ijp7ImZpcnN0UGFnZSI6InB1YmxpY2F0aW9uIiwicGFnZSI6InB1YmxpY2F0aW9uIn19
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von Familien-Influencing-Accounts auf sozialen Plattformen. Wenn Kinder regelmäßig als Bestandteil 
von Werbe- oder Marketingstrategien auftreten, entsteht ein komplexes Geflecht aus wirtschaftli-
chen Interessen, öffentlicher Sichtbarkeit und Persönlichkeitsrechten. Solche Praktiken können die 
Privatsphäre von Kindern erheblich beeinträchtigen und teilweise Fragen nach Kinderarbeit, Kindes-
wohlgefährdung und notwendigen Schutzmechanismen aufwerfen (DKHW/Campact 2024). 

Aus medienpädagogischer und kinderrechtlicher Perspektive ergibt sich daraus ein deutlicher Regu-
lierungs- und Handlungsbedarf. Zunächst sollte rechtlich klarer hervorgehoben werden, dass Kinder 
eigenständige Persönlichkeitsrechte an Abbildungen ihrer Person besitzen und dass diese Rechte 
auch im digitalen Raum zu schützen sind. Dies betrifft insbesondere das Jugendmedienschutzrecht, 
aber auch urheber- und datenschutzrechtliche Regelungen. Gleichzeitig sollten Eltern stärker über die 
Folgen digitaler Veröffentlichungen informiert werden. Präventions- und Aufklärungsangebote kön-
nen dazu beitragen, ein Bewusstsein für verantwortungsvolle Formen des Teilens von Kinderbildern 
zu entwickeln, ohne Eltern pauschal zu kriminalisieren. 

Darüber hinaus tragen auch Plattformanbieter Verantwortung. Digitale Plattformen verfügen über 
technische Möglichkeiten, um auffällige Nutzungsmuster wie z. B. die massenhafte Veröffentlichung 
von Bildern sehr junger Kinder in kommerziellen Kontexten zu erkennen. Solche Mechanismen könn-
ten genutzt werden, um potenziell problematische Inhalte zu identifizieren und ggf. Schutzmaßnah-
men einzuleiten. Schließlich wird zunehmend diskutiert, ob Kinder, die regelmäßig als Teil kommerzi-
eller Social-Media-Formate auftreten, Schutzregelungen ähnlich denen in der Film- und Unterhal-
tungsindustrie benötigen, etwa in Bezug auf Arbeitszeiten, Vergütung oder Datenschutz. 

Insgesamt zeigt sich, dass Sharenting und Family-Influencing komplexe Fragen des Kinder- und Per-
sönlichkeitsschutzes im digitalen Raum aufwerfen. Während das Teilen von Familienmomenten für 
viele Eltern eine selbstverständliche Praxis darstellt, müssen gleichzeitig die Rechte von Kindern auf 
Privatsphäre, informationelle Selbstbestimmung und eine eigenständige Entwicklung ihrer digitalen 
Identität gewahrt bleiben. 

 

 

5. Ab welchem Punkt wird aus intensiver Nutzung eine entwicklungsrelevante Problematik (z. B. 
Kontrollverlust, Rückzug, Schlafmangel)? 

Die Frage, ab wann eine intensive Nutzung digitaler Medien zu einer entwicklungsrelevanten Proble-
matik wird, lässt sich nicht pauschal anhand einzelner Zeitwerte oder Angaben zur Nutzungsdauer 
beantworten. Die Auswirkungen digitaler Mediennutzung hängen stark von individuellen Lebensbe-
dingungen, familiären Ressourcen, sozialen Kontexten und den konkreten Nutzungsformen ab (Paus-
Hasebrink 2017). Jedes Kind und jede Familie verfügt über unterschiedliche Voraussetzungen hin-
sichtlich Betreuung und Begleitung, Freizeitmöglichkeiten, sozialer Unterstützung oder finanzieller 
Ressourcen. Diese Faktoren beeinflussen wesentlich, wie digitale Medien genutzt werden und welche 
Rolle sie im Alltag spielen. 
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Digitale Medien erfüllen für Kinder und Jugendliche vielfältige Funktionen. Neben Unterhaltung kön-
nen sie auch Räume für Selbstverwirklichung, Orientierung, soziale Zugehörigkeit oder Ablenkung 
von psychischen Belastungen bieten. Gerade in schwierigen Lebenslagen können digitale Kommuni-
kationsräume wichtige soziale oder emotionale Ressourcen darstellen (Boniel-Nissim et al. 2024). 
Eine intensive Mediennutzung ist daher nicht automatisch problematisch, sondern muss stets im Zu-
sammenhang mit den jeweiligen Motiven und Lebensumständen betrachtet werden. 

Zudem unterscheiden sich digitale Aktivitäten erheblich in ihren Funktionen und Wirkungen. Medi-
ennutzung umfasst heute eine Vielzahl unterschiedlicher Tätigkeiten, u. a. Kommunikation, Informa-
tionssuche, Lernen, kreatives Gestalten oder Unterhaltung. Nicht alle Aktivitäten sind in gleicher 
Weise zu bewerten. Darüber hinaus ist die Nutzung digitaler Geräte für Kinder und Jugendliche teil-
weise nicht optional, da digitale Medien z. B. zunehmend Bestandteil schulischer Lernprozesse oder 
der Bearbeitung von Hausaufgaben sind. In solchen Fällen erhöht sich die Gesamtzeit der Medien-
nutzung zwangsläufig, ohne dass dies automatisch problematische Auswirkungen hat. 

Grundsätzlich ist weniger die Quantität der Mediennutzung als vielmehr die Qualität der Inhalte und 
Nutzungskontexte entscheidend. Lernorientierte, kommunikative oder kreative Medienaktivitäten 
unterscheiden sich deutlich von passiver oder wenig reflektierter Nutzung. Auch die soziale Einbet-
tung der Mediennutzung, etwa gemeinsam mit Peers oder Eltern, kann mögliche Auswirkungen be-
einflussen. 

Des Weiteren lässt sich ein direkter kausaler Zusammenhang zwischen intensiver Mediennutzung und 
spezifischen Entwicklungsproblemen nicht eindeutig herstellen (Ferguson et al. 2025). Phänomene 
wie sozialer Rückzug, Konzentrationsprobleme oder Schlafmangel können zwar mit Mediennutzung 
in Verbindung stehen, entstehen jedoch häufig im Zusammenspiel mit anderen Faktoren, etwa fami-
liären Konflikten, schulischem Druck oder psychosozialen Belastungen. Eine differenzierte Analyse 
der jeweiligen Lebenssituation ist daher notwendig, bevor problematische Mediennutzung diagnos-
tiziert werden kann. 

Gleichzeitig liefern Erfahrungsberichte und Beobachtungen aus dem pädagogischen Alltag von Kitas 
Hinweise darauf, dass eine sehr intensive Nutzung nicht altersgerechter Medieninhalte Auswirkungen 
auf das Verhalten von Kindern haben kann. Pädagogische Fachkräfte verweisen darauf, dass Kinder 
im Kindergartenalter Medienerlebnisse aus Serien, Spielen oder Filmen im Spiel nachstellen und diese 
Szenarien wiederholt verarbeiten. In solchen Fällen kann ein erheblicher Teil der Spielzeit in der Ein-
richtung darauf verwendet werden, diese Eindrücke zu verarbeiten, wodurch weniger Zeit für andere 
entwicklungsrelevante Aktivitäten bleibt, etwa für sprachliche Entwicklung, motorische Aktivitäten 
oder soziale Interaktionen. 

Solche Beobachtungen verdeutlichen, dass nicht allein die Nutzung digitaler Medien entscheidend 
ist, sondern auch Art, Intensität und Altersangemessenheit der Inhalte sowie die Möglichkeiten der 
pädagogischen Begleitung. Gerade im frühen Kindesalter benötigen Kinder Unterstützung dabei, Me-
dienerlebnisse einzuordnen und zu verarbeiten. Pädagogische Begleitung kann helfen, Medienerfah-
rungen in andere Spiel- und Lernprozesse zu integrieren und dadurch eine ausgewogene Entwicklung 
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zu fördern. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass eine entwicklungsrelevante Problematik nicht allein an 
der Dauer der Mediennutzung festgemacht werden kann. Entscheidend sind vielmehr Inhalte, Nut-
zungskontexte, individuelle Lebenslagen und pädagogische Begleitung. Eine differenzierte Betrach-
tung der Mediennutzung ist daher notwendig, um Chancen und mögliche Risiken angemessen beur-
teilen zu können. 

 

 

6. Welche Unterstützung benötigen Eltern konkret – Information, Beratung, technische Tools, struk-
turelle Regulierung? 

Eltern nehmen eine zentrale Rolle bei der Begleitung von Kindern und Jugendlichen im Umgang mit 
digitalen Medien ein. Das Medienhandeln von Kindern wird stark durch familiäre Praktiken wie Vor-
bildverhalten, gemeinsame Mediennutzung oder Regeln im Umgang mit digitalen Geräten geprägt 
(Nikken/Schols 2015). Gleichzeitig erleben viele Eltern Unsicherheit im Umgang mit digitalen Medien 
und wünschen sich Orientierung dazu, welche Nutzungsformen entwicklungsförderlich sind, welche 
Risiken bestehen und wie sie ihre Kinder angemessen begleiten können. 

Allerdings zeigt sich in der Praxis, dass klassische Beratungsangebote allein häufig nicht genügen, um 
Familien nachhaltig zu erreichen. Selbst in Einrichtungen der frühen Bildung, in denen Elternabende 
meist eher gut besucht sind, werden Veranstaltungen zum Thema Medien häufig nur von denjenigen 
Eltern wahrgenommen, die sich ohnehin bereits intensiv mit Medienerziehung beschäftigen. In schu-
lischen Kontexten oder in Ganztagsangeboten gestaltet es sich oft noch schwieriger, Eltern für solche 
Angebote zu gewinnen. Informationsveranstaltungen allein erzielen dort nur begrenzte Reichweiten, 
insbesondere wenn sie zusätzliche Zeitressourcen oder aktive Teilnahme voraussetzen. 

Die begrenzte Reichweite solcher Angebote hängt auch mit veränderten Lebensbedingungen von Fa-
milien zusammen. Viele Eltern stehen heute unter erheblichen zeitlichen und organisatorischen Be-
lastungen. Dazu gehören bspw. veränderte Familienkonstellationen, in denen Eltern häufig berufliche 
Anforderungen mit Sorgearbeit verbinden müssen, etwa in Ein-Elternteil-Familien oder bei Doppel-
belastungen durch Erwerbs- und Carearbeit. Hinzu kommen demografische Entwicklungen wie klei-
nere Familienstrukturen sowie Veränderungen im Sozialraum, etwa dichter Verkehr oder begrenzte 
Spielmöglichkeiten im öffentlichen Raum. Diese Faktoren erschweren teilweise das Spielen von Kin-
dern im Freien und erhöhen zugleich den organisatorischen Druck auf Familien. 

In solchen Situationen werden digitale Medien im Alltag vieler Familien zu einer praktischen Lösung 
zur kurzfristigen Beschäftigung von Kindern, etwa während organisatorischer Aufgaben, Arbeitszeiten 
oder notwendiger Erholungsphasen der Eltern. Studien liefern Hinweise darauf, dass digitale Medien 
in Familienkontexten häufig auch als Mittel zur Alltagsorganisation oder zur Überbrückung von Be-
treuungssituationen eingesetzt werden (Oberlinner et al. 2023). Problematisch wird dies jedoch ins-
besondere dann, wenn Mediennutzung dauerhaft unbegleitet stattfindet oder Eltern sich aufgrund 
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von Unsicherheit aus der Begleitung zurückziehen. 

Ein weiteres Hindernis besteht darin, dass viele Eltern im Bereich Medienerziehung eine hohe nor-
mative Unsicherheit erleben. Angesichts widersprüchlicher öffentlicher Debatten über Chancen und 
Risiken digitaler Medien entsteht häufig das Gefühl, den Anforderungen nicht gerecht zu werden oder 
‚etwas falsch zu machen‘. In der Folge vermeiden manche Eltern das Thema oder nehmen Beratungs-
angebote nicht wahr, obwohl sie grundsätzlich Interesse an Unterstützung hätten. 

Vor diesem Hintergrund braucht es vielfältige und niedrigschwellige Unterstützungsangebote, die 
über klassische Informationsveranstaltungen hinausgehen. Dazu gehören etwa alltagsnahe Bera-
tungsangebote, digitale Informationsformate, sozialräumliche Unterstützungsstrukturen oder Mate-
rialien, die Familien bei konkreten Fragen im Alltag unterstützen. Besonders wirksam sind Angebote, 
die Eltern direkt in pädagogischen Kontexten erreichen, z. B. in der Zusammenarbeit zwischen Fami-
lien und Bildungseinrichtungen. 

Gerade in Kitas, Schulen und Ganztagseinrichtungen sollte Medienerziehung daher als fester Bestand-
teil der Zusammenarbeit mit Familien verankert werden. Pädagogische Fachkräfte können Eltern 
nicht nur informieren, sondern auch gemeinsam mit ihnen Strategien entwickeln, wie Mediennut-
zung im Familienalltag gestaltet werden kann. Gleichzeitig können sie Alternativen zur digitalen Be-
schäftigung aufzeigen und Möglichkeiten der kreativen Mediennutzung vermitteln. 

Damit solche Angebote wirksam umgesetzt werden können, benötigen Fachkräfte jedoch selbst ent-
sprechende Qualifizierung und Ressourcen im Bereich von Medienkompetenz und medienpädagogi-
scher Kompetenz (Siller et al. 2020). Zusätzlichen Fortbildungsbedarf gibt es insbesondere im Hinblick 
auf aktuelle Plattformentwicklungen, Datenschutzfragen oder medienpädagogische Methoden. Eine 
nachhaltige Unterstützung von Familien setzt daher voraus, dass Fachkräfte entsprechend ausgebil-
det sind und ausreichend Zeitressourcen für Elternarbeit im Bereich Medienerziehung zur Verfügung 
stehen. 

Aus den genannten Punkten folgt, dass Eltern im Umgang mit digitalen Medien nicht nur Informatio-
nen, sondern auch strukturelle Unterstützung benötigen. Dazu gehören niedrigschwellige Beratungs-
angebote, eine stärkere Verankerung von Medienerziehung in Bildungsinstitutionen, qualifizierte 
Fachkräfte sowie gesellschaftliche Rahmenbedingungen, die Familien entlasten und ihnen ermögli-
chen, Kinder im digitalen Alltag aktiv zu begleiten. 
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II) Risiken und Kompetenzen 
 

1. Welche Schutz- und Resilienzkompetenzen brauchen Kinder und Jugendliche im Umgang mit u.a. 
Cybermobbing, Cybergrooming, problematischen Schönheitsidealen, Desinformation, Glücksspiel-
mechaniken? 

Für eine gelingende digitale Teilhabe benötigen Kinder und Jugendliche ein breites Spektrum an Kom-
petenzen, die sowohl technische Fähigkeiten als auch soziale, analytische und ethische Kompetenzen 
umfassen. Diese Kompetenzen entstehen insbesondere durch aktive Nutzung, dialogische Begleitung 
und kritisch-reflexive Auseinandersetzung mit eigenen Medienerfahrungen (JFF 2020; Rösch 2017).  

Eine zentrale Dimension bilden Risikokompetenzen. Junge Menschen müssen lernen, potenziell ge-
fährliche Situationen im digitalen Raum zu erkennen, einzuschätzen und angemessen darauf zu rea-
gieren. Dazu gehört etwa das Erkennen von Cybermobbing-Dynamiken, manipulativen Kontaktauf-
nahmen oder problematischen Interaktionssituationen in digitalen Kommunikationsräumen. Gerade 
im Bereich sexualisierter Gewalt im Internet wie bei Cybergrooming oder Sextortion benötigen junge 
Menschen besondere Unterstützung. Hier sind alle Bildungsorte gefragt, Schutzstrukturen zu etablie-
ren, etwa durch institutionelle Schutzkonzepte, Präventionsprogramme oder klare Ansprache- und 
Beschwerdewege. 

Darüber hinaus benötigen Kinder und Jugendliche Reflexionskompetenzen, um die Funktionsweisen 
digitaler Plattformen zu verstehen. Viele, insbesondere profitorientierte digitale Dienste arbeiten 
häufig mit Gestaltungselementen wie Push-Benachrichtigungen, Endlos-Scrollen, algorithmischen 
Empfehlungssystemen oder sozialen Feedbackmechanismen, die darauf abzielen, Aufmerksamkeit zu 
binden und Nutzungsdauer zu erhöhen. Forschung zur Plattformökonomie zeigt, dass solche Mecha-
nismen systematisch eingesetzt werden, um Interaktion und Engagement zu maximieren (Gillespie 
2018; Zuboff 2019). Jugendliche sollten daher lernen, diese Mechanismen zu erkennen und ihr eige-
nes Mediennutzungsverhalten kritisch zu reflektieren, z. B. im Umgang mit Social-Media-Plattformen, 
digitalen Spielen oder Influencing-Inhalten. Dazu gehört auch die kritische Auseinandersetzung mit 
medial vermittelten Schönheitsidealen, Konsumversprechen oder glücksspielähnlichen Mechaniken. 

Eng damit verbunden ist die Entwicklung von Selbstschutzkompetenzen. Kinder und Jugendliche müs-
sen lernen, eigene Grenzen wahrzunehmen, diese zu kommunizieren und angemessen auf verletzen-
des oder grenzüberschreitendes Verhalten zu reagieren. Dazu gehört auch, Strategien von Täter*in-
nen wie z. B. typische Kontaktanbahnungen im Kontext von Cybergrooming zu erkennen sowie sensi-
bel mit persönlichen Daten umzugehen und Privatsphäre-Einstellungen zu nutzen. Selbstschutz um-
fasst zudem das Wissen über Handlungsmöglichkeiten, bspw. das Blockieren anderer Nutzer*innen, 
das Melden problematischer Inhalte oder das Aufsuchen von Unterstützungsangeboten. 

Eine weitere zentrale Dimension bildet die Informations- und Urteilskompetenz. Kinder und Jugend-
liche müssen lernen, digital vermittelte Informationen kritisch zu bewerten, Quellen einzuordnen und 
gezielt nach verlässlichen Informationen zu recherchieren. Angesichts der zunehmenden Verbreitung 
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von Desinformation, algorithmisch kuratierten Inhalten sowie KI-generierten oder manipulierten Me-
dienformaten gewinnt kritische Informationskompetenz zunehmend an Bedeutung und stellt eine 
zentrale Voraussetzung für demokratische Teilhabe in digitalen Öffentlichkeiten dar (Müller et al. 
2025). 

Ebenso wichtig ist die Entwicklung von Sozialkompetenzen in digitalen Räumen. Dazu gehört die Fä-
higkeit, respektvoll online zu kommunizieren, Konflikte konstruktiv zu bearbeiten und auf Hassrede 
oder Diskriminierung angemessen zu reagieren. Junge Menschen müssen lernen, die Perspektiven 
anderer zu berücksichtigen und Verantwortung für ihr eigenes kommunikatives Handeln zu überneh-
men. Gleichzeitig sollten sie wissen, an wen sie sich wenden können, wenn sie selbst von problema-
tischen Situationen betroffen sind. Das Wissen über Meldewege, Beratungsstellen und Vertrauens-
personen ist daher ein zentraler Bestandteil digitaler Resilienz. 

Schließlich zeigen Studien zur Medienkompetenzentwicklung, dass Resilienz im digitalen Raum nicht 
allein auf individuellen Fähigkeiten beruht; entscheidend sind auch soziale Unterstützungsstrukturen 
(Kramp/Weichert 2022). Verlässliche Ansprechpersonen wie z. B. Eltern, Lehrkräfte oder Sozialpäda-
gog*innen sowie ein unterstützendes Umfeld, das positive Vorbilder bietet und Fehler als Lerngele-
genheiten versteht, tragen wesentlich dazu bei, dass junge Menschen Risiken bewältigen und Hand-
lungssicherheit entwickeln können. 

Aus medienpädagogischer Perspektive entsteht digitale Resilienz daher im Zusammenspiel von Kom-
petenzförderung, pädagogischer Begleitung und unterstützenden sozialen Kontexten. Kinder und Ju-
gendliche benötigen Räume, in denen sie digitale Medien kreativ nutzen, Erfahrungen reflektieren 
und Unterstützung erhalten können. Nur so können sie digitale Kommunikations- und Informations-
räume souverän nutzen und zugleich mit den damit verbundenen Risiken umgehen. 

 

 

2. Wie unterscheiden sich diese Kompetenzen altersgerecht? 

Die Kompetenzen, die Kinder und Jugendliche für einen sicheren, reflektierten und selbstbestimmten 
Umgang mit digitalen Medien benötigen, entwickeln sich nicht einheitlich, sondern sind eng an Alter, 
Entwicklungsstand, individuelle Interessen und Mediennutzungsmuster gebunden. Die Medienpäda-
gogik betont daher, dass Medienbildung als ein entwicklungs- und diversitätssensibler sowie lebens-
langer Lernprozess verstanden werden muss, der sich an den jeweiligen Bedürfnissen und Erfahrungs-
welten der jungen Menschen orientiert (Paus-Hasebrink/Sinner 2021). 

Bereits im frühen Kindesalter sind digitale Medien ein fester Bestandteil kindlicher Alltagswelten, 
etwa weil Erwachsene in ihrem Umfeld häufig viel Zeit mit Medien verbringen und Kinder dies wahr-
nehmen. Zudem zeigen Studien, dass digitale Geräte, audiovisuelle Inhalte und Kommunikationsan-
gebote schon früh in familiäre Routinen integriert werden und damit auch frühzeitig Lern- und Erfah-
rungsräume eröffnen (mpfs 2023). Vor diesem Hintergrund sollten Kinder vor allem auch die Mög-
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lichkeit erhalten, sich explorativ und begleitet mit unterschiedlichen Medienangeboten auseinander-
zusetzen. Ziel ist es nicht, Kindern primär eine solitäre Nutzung von Bildschirmmedien zu ermöglichen 
oder sie mit potenziellen Risiken und Gefahren zu konfrontieren, sondern positive Erfahrungen mit 
Medien anzubieten und sie dabei zu unterstützen, sich als handlungsfähig und kompetent zu erleben 
(GMK 2023). Gerade in frühen Entwicklungsphasen ist daher eine begleitete, fehlerfreundliche Me-
dienerfahrung zentral, bei der Erwachsene Orientierung geben, Fragen aufgreifen und Kinder bei ers-
ten Schritten in digitalen Räumen beim Spielen, auf Videoplattformen oder später auch in Kommuni-
kationsdiensten unterstützen. 

Empirische Befunde zeigen zugleich, dass Kinder digitale Kommunikationsangebote häufig bereits in 
jungen Jahren nutzen und dass ein erheblicher Teil der Kinder im Alter von sechs bis dreizehn Jahren 
bereits Apps verwendet, die offiziell erst für ältere Nutzer*innen vorgesehen sind (mpfs 2023). Be-
sonders Kommunikationsdienste wie WhatsApp spielen dabei eine zentrale Rolle im Alltag vieler Kin-
der. Vor diesem Hintergrund gewinnen soziale Kompetenzen im digitalen Raum früh an Bedeutung. 
Kinder müssen lernen, respektvoll miteinander zu kommunizieren, Konflikte konstruktiv zu bearbei-
ten, digitale Gruppenkommunikation zu verstehen und sich bei Problemen an vertraute Ansprechper-
sonen zu wenden. 

Mit zunehmender Nutzung digitaler Plattformen werden außerdem Datenschutz- und Privatsphäre-
kompetenzen wichtiger. Oftmals fühlen sich Kinder im Grundschulalter im Umgang mit Privatsphäre-
Einstellungen oder der Sichtbarkeit persönlicher Informationen noch unsicher. Daher sollten Kinder 
rechtzeitig, idealerweise bereits vor der Nutzung sozialer Plattformen, für Fragen des Datenschutzes, 
der Sichtbarkeit von Informationen und der Weitergabe persönlicher Daten sensibilisiert werden. 

Während im frühen Kindesalter vor allem praktische Erfahrungen, kreative Nutzung und soziale Ori-
entierung im Vordergrund stehen, gewinnen mit zunehmendem Alter verstärkt Reflexionskompeten-
zen an Bedeutung. Jugendliche müssen lernen, Medieninhalte und digitale Infrastrukturen kritisch zu 
hinterfragen, unterschiedliche Informationsquellen zu bewerten und die dahinterliegenden Interes-
sen oder Kommunikationsstrategien zu erkennen. Diese Kompetenzen sind insbesondere im Kontext 
digitaler Öffentlichkeiten und sozialer Medien von zentraler Bedeutung, da hier Informationen häufig 
fragmentiert, emotionalisiert oder strategisch inszeniert verbreitet werden. 

Darüber hinaus gewinnt mit wachsender Medienerfahrung auch die politische Medienbildung an Be-
deutung. Jugendliche müssen lernen, gesellschaftliche Diskurse in digitalen Öffentlichkeiten einzu-
ordnen, Desinformation zu erkennen und sich reflektiert an digitalen Kommunikationsprozessen zu 
beteiligen. Studien zur digitalen Mediennutzung zeigen, dass soziale Medien für viele Jugendliche 
wichtige Orte politischer Information und Meinungsbildung darstellen (Griese et al. 2020). 

Neue Anforderungen entstehen zudem durch die zunehmende Verbreitung algorithmischer Empfeh-
lungssysteme und KI-basierter Technologien, die Informationsangebote strukturieren, Inhalte auto-
matisiert erzeugen oder Kommunikationsprozesse beeinflussen. Kinder und Jugendliche benötigen 
daher Kompetenzen, um solche Systeme zu verstehen, algorithmische Entscheidungen kritisch zu hin-
terfragen und KI-generierte Inhalte einordnen zu können (Kindlinger/Abs 2025). 
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Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass Medienkompetenz über verschiedene Entwicklungspha-
sen hinweg aufgebaut wird. Während jüngere Kinder vor allem von begleiteter Exploration, positiven 
Medienerfahrungen und sozialer Orientierung profitieren, rücken im Jugendalter zunehmend kriti-
sche Reflexion, Informationskompetenz und gesellschaftliche Einordnung digitaler Medien in den 
Vordergrund. Medienkompetenz ist damit kein einmal zu erreichender Zustand, sondern ein kontinu-
ierlicher Bildungsprozess, der sich über Kindheit und Jugend hinweg entlang der gesamten Bildungs-
kette weiterentwickelt und durch pädagogische Begleitung unterstützt werden muss. 

 

 

3. Wo liegen die Grenzen individueller Medienkompetenz, wenn Plattformdesigns auf Bindung, 
Trigger und maximale Verweildauer ausgerichtet sind? 

Medienkompetenz gilt u. a. im medienpädagogischen und kommunikationswissenschaftlichen Dis-
kurs seit langem als zentrale Voraussetzung für eine selbstbestimmte, reflektierte und verantwor-
tungsvolle Nutzung digitaler Medien. Sie umfasst Fähigkeiten zur kritischen Bewertung von Informa-
tionen, zur Reflexion medialer Darstellungen, zum Schutz der eigenen Privatsphäre sowie zur kon-
struktiven Kommunikation in digitalen Räumen (Baacke 1996; Tulodziecki et al. 2021). Gleichwohl 
stößt ein ausschließlich auf individuelle Kompetenzförderung ausgerichteter Ansatz an strukturelle 
Grenzen, wenn digitale Plattformen systematisch so gestaltet sind, dass sie Aufmerksamkeit binden, 
Interaktionen maximieren und Nutzungsdauer verlängern. 

Die großen, etablierten Social-Media-Plattformen arbeiten mit algorithmischen Empfehlungssyste-
men, personalisierten Feeds und automatisierten Vorschlagsmechanismen, die darauf ausgerichtet 
sind, Interaktionen und Verweildauer zu erhöhen. Diese Mechanismen stehen in engem Zusammen-
hang mit werbefinanzierten Geschäftsmodellen der Plattformökonomie, in denen Nutzungszeit und 
Datengewinnung zentrale ökonomische Ressourcen darstellen (Mühlhoff 2022; Srnicek 2016). Für 
Nutzer*innen und vor allem für Kinder und Jugendliche bleiben die Funktionsweisen dieser Systeme 
häufig intransparent. Entscheidungen darüber, welche Inhalte sichtbar werden, welche Beiträge 
Reichweite erhalten oder welche Inhalte verstärkt empfohlen werden, erfolgen algorithmisch und 
entziehen sich weitgehend ihrer Kontrolle. 

Hinzu kommen designbasierte Mechanismen zur Verhaltenssteuerung („Dark Patterns“), die gezielt 
psychologische Bindungseffekte erzeugen sollen (Kammerl et al. 2023). Dazu zählen etwa Endlos-
Feeds, Autoplay-Funktionen, variable Belohnungssysteme, soziale Feedbackmechanismen wie Likes 
oder Followerzahlen sowie Gamification-Elemente. Studien zum Design digitaler Plattformen zeigen, 
dass solche Mechanismen bewusst eingesetzt werden, um Aufmerksamkeit zu binden und Nutzungs-
gewohnheiten zu stabilisieren (Zhu et al. 2024). Gerade bei Kindern und Jugendlichen können diese 
Mechanismen eine besondere Wirkung entfalten, da Selbstregulationsfähigkeiten sich erst im Verlauf 
der Entwicklung ausbilden und soziale Anerkennung in Peergroups eine zentrale Rolle spielt. 

Vor diesem Hintergrund betont die GMK, dass Medienkompetenz allein strukturelle Probleme digita-
ler Plattformökonomien nicht lösen kann. Plattformen verfügen über enorme finanzielle, technische 
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und datenanalytische Ressourcen, mit denen Nutzungsverhalten systematisch beobachtet und opti-
miert wird. Sie befinden sich damit in einem strukturellen Überlegenheitsverhältnis gegenüber indi-
viduellen Nutzer*innen, unabhängig von deren Alter oder Medienkompetenz. Mechanismen wie 
Dark Patterns, manipulative Empfehlungsalgorithmen oder psychologisch raffinierte Belohnungssys-
teme können selbst für medienkompetente Erwachsene schwer durchschaubar und kaum dauerhaft 
kontrollierbar sein. 

Es wäre daher unverantwortlich, Kinder und Jugendliche während ihrer Entwicklungsphase allein in 
die Pflicht zu nehmen, den Auswirkungen solcher Geschäftsmodelle standhalten zu müssen. Digitale 
Plattformen greifen auf umfangreiche Datenanalysen, verhaltenspsychologische Erkenntnisse und 
langfristige Beobachtungen von Nutzungsverhalten zurück, um Interaktions- und Aufmerksamkeits-
muster gezielt zu optimieren. In einem solchen Kontext stößt individuelle Selbststeuerung notwendi-
gerweise an Grenzen. 

Die GMK verweist darauf, dass sich aus medienpädagogischer und kinderrechtlicher Perspektive aus 
den vorangegangenen Ausführungen ein zentraler Grundsatz ergibt: Medienkompetenzförderung 
und strukturelle Regulierung sind komplementär, nicht alternativ. Während Medienbildung junge 
Menschen befähigt, digitale Medien kritisch zu nutzen und Risiken besser einzuordnen, müssen 
gleichzeitig die strukturellen Rahmenbedingungen digitaler Plattformen stärker reguliert werden 
(GMK 2026). 

Auf europäischer und nationaler Ebene existieren bereits relevante regulatorische Instrumente, die 
genau an dieser Stelle ansetzen. Der Digital Services Act (DSA) verpflichtet große Plattformen unter 
anderem zu systematischen Risikoanalysen, transparenteren Empfehlungsmechanismen sowie zu 
Maßnahmen zum Schutz von Minderjährigen. Auch das deutsche Jugendschutzgesetz sowie die eu-
ropäische KI-Verordnung (AI Act) enthalten Vorgaben, die Transparenz, Sicherheit und altersgerechte 
Schutzmaßnahmen im digitalen Raum stärken sollen. Diese Rechtsrahmen weisen Plattformen klare 
Verantwortung zu und machen deutlich, dass Schutz nicht allein auf individuelle Medienkompetenz 
reduziert werden darf. 

Entscheidend ist jedoch, dass diese bestehenden Regelwerke konsequent umgesetzt und durchge-
setzt werden. Aus rechtlicher und gesellschaftspolitischer Sicht ist es erforderlich, Plattformanbieter 
konsequent zur Einhaltung ihrer Verpflichtungen zu zwingen und die Aufsicht entsprechend auszu-
statten. Andernfalls besteht die Gefahr, dass Verantwortung weiterhin auf Kinder, Jugendliche und 
Eltern verlagert wird, obwohl die zentralen Steuerungsmechanismen digitaler Plattformen außerhalb 
ihres Einflussbereichs liegen. 

Die GMK betont daher nachdrücklich: Die Verantwortung für sichere digitale Umgebungen darf nicht 
auf individuelle Nutzer*innen externalisiert werden. Sie liegt strukturell bei Plattformbetreibern, re-
gulatorischen Institutionen und politischen Rahmenbedingungen. Erst im Zusammenspiel von Medi-
enbildung, pädagogischer Begleitung und wirksamer Regulierung kann ein digitaler Raum entstehen, 
der sowohl Teilhabe ermöglicht als auch Kinder und Jugendliche wirksam schützt. 
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4. Welche Rolle spielen Kitas, Schule, Jugendhilfe und Eltern jeweils – und wo entstehen Zuständig-
keitslücken? 

Die Förderung von Medienkompetenz sowie der Umgang mit digitalen Risiken und Chancen sind 
keine Aufgaben einer einzelnen Institution, sondern verteilen sich auf mehrere gesellschaftliche Bil-
dungsinstanzen. Eltern, Kindertageseinrichtungen, Schule und Kinder- und Jugendhilfe übernehmen 
jeweils unterschiedliche, sich ergänzende Funktionen. Forschungsarbeiten zur Medienerziehung wei-
sen darauf hin, dass nachhaltige Medienbildung besonders dann gelingt, wenn diese Instanzen nicht 
isoliert handeln, sondern in kooperativen und sich überlappenden Bildungsarrangements zusammen-
wirken (Bastian/Prasse 2021; Brüggen et al. 2017; Kernbach et al. 2022). 

Im familiären Kontext findet ein Großteil der alltäglichen Medienerziehung statt. Eltern gestalten Nut-
zungsregeln, begleiten Medienpraktiken und vermitteln grundlegende Orientierungen im Umgang 
mit digitalen Angeboten. Familien bringen hierbei jedoch sehr unterschiedliche Ressourcen und Vo-
raussetzungen mit, etwa in Bezug auf Medienwissen, Zeitressourcen, Bildungshintergrund oder tech-
nische Ausstattung (Lienau/van Roessel 2022). Entsprechend variieren auch die Möglichkeiten, Kin-
der und Jugendliche im digitalen Alltag zu begleiten. 

Aufgrund dessen sollten Kitas und Schulen eine zentrale Rolle für systematische Medienbildung ein-
nehmen, was bislang jedoch leider nicht gelingt. In pädagogischen Settings könnten digitale Medien 
nicht nur als Lernwerkzeuge eingesetzt, sondern auch als Gegenstand reflektierter Auseinanderset-
zung behandelt werden, etwa im Hinblick auf Informationskompetenz, Datenschutz, Kommunikation 
oder digitale Öffentlichkeit. Zugleich erreichen diese Institutionen nahezu alle Kinder und Jugendli-
chen und könnten damit eine wichtige Funktion für Chancengleichheit und Prävention erfüllen 
(MKFFI 2019; Tulodziecki et al. 2019). 

Eine besondere Bedeutung kommt zudem der Kinder- und Jugendhilfe zu. Einrichtungen der offenen 
Kinder- und Jugendarbeit, Beratungsstellen oder Hilfen zur Erziehung erreichen häufig junge Men-
schen in belasteten Lebenslagen oder mit erhöhtem Unterstützungsbedarf. Dadurch bieten sie die 
Möglichkeit, individuell auf unterschiedliche Lebenssituationen einzugehen und niedrigschwellige Zu-
gänge zu schaffen. Medienpädagogische Angebote in der Jugendhilfe können daher eine wichtige 
Brücke darstellen, insbesondere für vulnerable Zielgruppen, die in formalen Bildungskontexten 
schwerer erreichbar sind (Iske/Kutscher 2020). 

Gleichzeitig zeigen Erfahrungen aus der Praxis, dass Zuständigkeitslücken entstehen können, wenn 
die Rollen der verschiedenen Institutionen nicht klar miteinander verbunden sind. Solche Lücken tre-
ten insbesondere dort auf, wo junge Menschen aus unterschiedlichen Gründen keine verlässlichen 
Ansprechpersonen für medienbezogene Fragen oder Belastungen haben. Dies kann bspw. der Fall 
sein, wenn digitale Themen im familiären Umfeld kaum besprochen werden, wenn Schulen sich pri-
mär auf Unterrichtsinhalte konzentrieren oder wenn Jugendhilfeeinrichtungen nicht ausreichend mit 
medienpädagogischen Ressourcen ausgestattet sind. In solchen Situationen fehlen jungen Menschen 
häufig Orte, an denen sie über positive wie auch belastende Medienerfahrungen berichten können. 
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Ein strukturelles Problem besteht zudem darin, dass medienpädagogische Angebote in vielen Berei-
chen noch projektförmig organisiert sind. Gerade in der Kinder- und Jugendhilfe hängt die Umsetzung 
entsprechender Angebote in der Regel von zeitlich befristeten Förderprogrammen ab. Wenn Projekte 
auslaufen, verschwinden häufig auch entsprechende Angebote oder Fortbildungsmöglichkeiten für 
Fachkräfte. Dies erschwert eine kontinuierliche Entwicklung von Kompetenzen sowie eine langfristige 
Verankerung medienpädagogischer Praxis. 

Insgesamt wird deutlich, dass eine wirksame Medienbildung nicht allein durch einzelne Institutionen 
getragen werden kann. Notwendig ist vielmehr eine stärkere strukturelle Verzahnung der verschiede-
nen Bildungsinstanzen. Dazu gehören kooperative Netzwerke zwischen Schule, Jugendhilfe, Bera-
tungsstellen und Familien ebenso wie langfristige Qualifizierungsangebote für Fachkräfte und stabile 
finanzielle Rahmenbedingungen. Erst wenn Medienbildung als gesamtgesellschaftlicher Auftrag und 
gemeinsame Aufgabe verschiedener Bildungsorte verstanden und institutionell abgesichert wird, 
können Kinder und Jugendliche verlässlich begleitet und unterstützt werden. 

 

 

5. Wie und ab welchem Alter kann Medienbildung systematisch verankert werden? 

Aus medienpädagogischer Perspektive sollte Medienbildung früh beginnen und kontinuierlich ent-
lang der Bildungsbiografie von Kindern und Jugendlichen gefördert werden. Digitale Medien sind 
heute allgegenwärtig und prägen Lern-, Kommunikations- und Erfahrungsräume bereits im frühen 
Kindesalter. Vor diesem Hintergrund wird in der Forschung auch von einer ubiquitären und pervasiven 
Mediatisierung von Lebenswelten gesprochen, die Lernen, Alltag und soziale Beziehungen gleicher-
maßen durchdringt (Kerres/Preußler 2015). Medienbildung kann daher nicht erst im Jugendalter ein-
setzen, sondern sollte von Beginn an Bestandteil von Bildung und Erziehung sein. 

Eine zentrale Rolle nimmt dabei zunächst der familiäre Kontext ein. Kinder beobachten bereits im 
Kleinkindalter das Mediennutzungsverhalten ihrer Bezugspersonen und übernehmen daraus impli-
zite Orientierungen für den eigenen Umgang mit Medien. Elterliche Praktiken wie Regeln, Begleitung 
oder Vorbildverhalten besitzen entscheidenden Einfluss auf die Medienaneignung von Kindern. Me-
dienerziehung beginnt daher bereits dort, wo Eltern ihr eigenes Medienhandeln reflektieren und be-
wusst gestalten. Elternbildung und niedrigschwellige Informationsangebote können Familien dabei 
unterstützen, zentrale Fragen zu klären (GMK 2023): Welche Medienangebote sind altersgerecht? 
Welche Nutzungsformen sind entwicklungsförderlich? Welche Risiken sollten im Blick behalten wer-
den? Wie lassen sich digitale Medien sinnvoll in den Familienalltag integrieren? 

Da digitale Medien heute nahezu alle Lebensbereiche durchdringen, ist es zugleich wichtig, Familien 
bei der Medienerziehung aktiv zu unterstützen (Zerle-Elsäßer et al. 2021). Medienbildung sollte des-
halb nicht ausschließlich auf Nutzungskompetenz abzielen, sondern auch Alternativen zur Medien-
nutzung aufzeigen und Kinder dazu befähigen, Medien bewusst zu nutzen und ebenso bewusst aus-
zuschalten. Ziel ist eine aktive und kreative Medienpraxis, die Kindern ermöglicht, Medien nicht nur 
zu konsumieren, sondern sie auch gestaltend zu nutzen. 
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Spätestens mit dem Eintritt in die Kita sollte Medienbildung systematisch Teil pädagogischer Arbeit 
werden. Kitas erreichen nahezu alle Kinder und können daher einen wichtigen Beitrag zur digitalen 
Chancengleichheit leisten. Medienbildung in der frühen Bildung bedeutet dabei nicht primär die Nut-
zung digitaler Geräte, sondern die pädagogische Auseinandersetzung mit Medien als Bestandteil 
kindlicher Lebenswelten. Dazu gehört u. a. die Förderung kreativer Medienprojekte, die Vermittlung 
grundlegender Medienregeln sowie die Sensibilisierung für Privatsphäre und Persönlichkeitsrechte. 
In diesem Kontext sollten auch grundlegende Kinderrechte im digitalen Raum niedrigschwellig the-
matisiert werden, etwa das Recht auf informationelle Selbstbestimmung, das Recht am eigenen Bild 
oder Urheberrechte. 

Besonders wichtig ist in diesem Alter eine vertrauensvolle Erziehungspartnerschaft zwischen päda-
gogischen Fachkräften und Eltern. Gerade in der frühen Kindheit lassen sich mögliche problematische 
Entwicklungen früh erkennen, wenn Fachkräfte und Eltern regelmäßig über Medienerfahrungen der 
Kinder sprechen und gemeinsam Strategien für einen verantwortungsvollen Umgang entwickeln. Me-
dienpädagogische Projekte in der frühen Bildung zeigen, dass Kinder durch kreative Medienarbeit wie 
z. B. durch Foto-, Audio- oder Filmprojekte lernen können, eigene Themen aus ihrer Lebenswelt auf-
zugreifen und auszudrücken sowie erste Erfahrungen mit gesellschaftlicher Teilhabe zu sammeln 
(GMK 2023). 

In Schule und außerschulischer Bildung gilt es Medienbildung anschließend systematisch weiterzu-
führen und zu vertiefen. Neben kreativen und produktiven Zugängen gewinnen hier insbesondere 
kritische Reflexionskompetenzen an Bedeutung. Kinder und Jugendliche sollen lernen, Medieninhalte 
kritisch zu hinterfragen, Informationen zu bewerten, Plattformmechanismen zu verstehen und digi-
tale Kommunikationsräume verantwortungsvoll zu nutzen. Medienbildung ist dabei als fächerüber-
greifende Aufgabe zu verstehen, die sowohl technische, soziale, ästhetische, ethische als auch politi-
sche Dimensionen digitaler Medien umfasst. Um diese Aufgabe effektiv zu bewältigen, sollte die au-
ßerschulische Medienpädagogik verstärkt in Schule einbezogen werden und vergleichbar zu Sonder- 
und Sozialpädagogik einen festen Platz im Schulsystem in Form einer zuständigen Fachperson an mög-
lichst jeder Schule erhalten. 

Gleichzeitig stehen Familien heute vor neuen Herausforderungen bei der Medienerziehung. Verän-
derungen sozialer Strukturen hin zu mehr Alleinerziehenden, weniger Mehrgenerationenhaushalten 
oder veränderten Sozialräumen führen dazu, dass informelle Hilfesysteme teilweise wegfallen. 
Dadurch wächst der Bedarf an professioneller Beratung und Unterstützung im Bereich der Mediener-
ziehung. Bildungsinstitutionen und Beratungsangebote können hier eine wichtige Rolle spielen, in-
dem sie Eltern Orientierung geben und gemeinsam mit ihnen Strategien für ein gutes Aufwachsen 
mit digitalen Medien entwickeln. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass Medienbildung nicht punktuell, sondern entlang der ge-
samten Bildungsbiografie verankert werden muss. Sie beginnt im Elternhaus, wird in Kita und Schule 
systematisch erweitert und setzt sich in außerschulischen Bildungs- und Jugendhilfeangeboten fort. 
Nur wenn Medienbildung als kontinuierlicher Prozess verstanden wird und alle Bildungsorte einbe-
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zieht, kann sie dazu beitragen, junge Menschen zu einer selbstbestimmten, kreativen und verantwor-
tungsvollen Teilhabe in digitalen Gesellschaften zu befähigen. 

 

 

III) Prävention und Früherkennung: Was wirkt, was erreicht wen? 

 

1. Welche Präventionsangebote gegen bspw. exzessive Mediennutzung und Mediensucht, digitale 
Gewalt, sexualisierte Gewalt, Hate Speech u.a.m. existieren bundesweit – und wie werden sie ge-
nutzt? 

Medienbezogene Prävention und Früherkennung fallen unter den Jugendmedienschutz. Medienbil-
dung ist als „erzieherischer Jugendmedienschutz“ ein Unterfall von Jugendmedienschutz, neben z. B. 
dem gesetzlichen Jugendmedienschutz (kinderrechte.de; Junge 2023). 

Medienpädagogik zielt anhand von Medienbildung und Medienkompetenzförderung auf die Befähi-
gung von Kindern und Jugendlichen, um nicht nur mit potenziellen Risiken der Mediennutzung um-
zugehen, sondern Medien kreativ und sozial verantwortlich nutzen zu können. Bildung als Prävention 
gegenüber Gefährdungslagen und Risiken einerseits und Bildung für eine aktive, kreative und kritisch-
reflexive Mediennutzung andererseits sind eng miteinander verschränkt zu denken. Bildungsarbeit in 
diesem Sinne ist dem Feld der Primärprävention zuzurechnen (Herzig 2022; zu Hass im Netz, vgl. 
Krause et al. 2024). Mit Bezug auf die Debatte zu Altersbeschränkungen für Social Media hält die BAJ 
als Forderung fest: „Wichtig ist der Fokus auf Prävention durch Medienkompetenzförderung“ (BAJ 
2026).  

Die Implementierung und Durchführung von ‚präventiven‘ medienpädagogischen Angeboten für 
Kinder und Jugendliche ist bundesweit sehr heterogen gestaltet und erstreckt sich von frühkindlichen 
Angeboten bis hin zu mehr oder minder institutionell und curricular verankerten, schulischen und 
außerschulischen Bildungsangeboten. Die Präventionslandschaft ist dabei stark föderal organisiert: 
Angebote werden von unterschiedlichen Trägern umgesetzt und aus Mitteln von Bund, Ländern, 
Kommunen sowie projektbezogenen Förderprogrammen finanziert. 

Bundesweit existiert daher eine heterogene, teils gut entwickelte, medienpädagogische Präventions-
landschaft: Klicksafe, Gutes Aufwachsen mit Medien (GAmM), BzKJ (vgl. etwa den Gefährdungsatlas: 
Brüggen et al. 2022) sowie medienpädagogische Einrichtungen wie die GMK-Mitgliedsorganisatio-
nen. Ergänzend bestehen Informations- und Beratungsangebote wie FLIMMO, SCHAU HIN! oder Un-
terrichtsangebote wie „so geht MEDIEN“ oder Medien in die Schule. Viele digitale Angebote richten 
sich auch direkt an Kinder und Jugendliche, wie das Internet-ABC oder Handysektor. Als bundesweite 
Beratungsangebote für Kinder und Jugendliche haben sich außerdem das Portal JUUUPORT (insbe-
sondere mit präventiven Workshops zu verschiedenen Themenschwerpunkten) und die Nummer ge-
gen Kummer etabliert. 

https://www.kinderrechte.de/wissen/medienbildung-und-schutz/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/izpb/medienkompetenz-355/539989/jugendmedienschutz/
https://www.bag-jugendschutz.de/de/schlaglicht/a56a2
https://www.klicksafe.de/
https://www.gutes-aufwachsen-mit-medien.de/die-initiative
https://www.planet-schule.de/schwerpunkt/so-geht-medien/index.html
https://www.medien-in-die-schule.de/unterrichtseinheiten/
https://www.internet-abc.de/
https://www.handysektor.de/startseite
https://www.juuuport.de/
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Aufgrund der Vielfalt der Angebotslandschaft sowie der anhaltend monierten Lücken darin (vgl. etwa 
die Initiative Keine Bildung ohne Medien!) lassen sich keine aggregierten, repräsentativen Aussagen 
über die Nutzung und Wirksamkeit dieser Angebote treffen. Jedoch lässt sich festhalten, dass die 
Nutzung der Angebote ungleich verteilt ist: Bildungsnahe Eltern und Schulen mit medienpädagogi-
schen Ressourcen greifen häufiger auf Präventionsangebote zurück (Bröckling 2020). In der Kinder- 
und Jugendhilfe sind medienpädagogische Präventionsangebote zudem noch zu wenig strukturell 
verankert. Eine bundesweite Systematisierung und ausreichende Finanzierung fehlen. 

Andere präventive Angebote des Kinder- und Jugendmedienschutzes bestehen etwa in Melde-,  
Prüf-, Lösch-, Beratungsstellen und -verfahren, auf die hier und in der folgenden Frage kursorisch und 
beispielhaft verwiesen wird: 

• Anlaufstellen zu Radikalisierung und Hass: 
https://www.digitalcheck.nrw/digital-weiterwissen/uebersicht/radikalisierung-im-netz 

• Good-Practice-Sammlung der GMK zu Hass im Netz und Desinformation (Filter: Radikalisie-
rung und Informations-/Beratungsstelle): 
https://hass-im-netz.gmk-net.de/good-practice-sammlung/?_thema=radikalisie-
rung&_f=1&_kategorie=beratungsstelle 

• Zielgruppenspezifische Beratungsstellen (u. a. für Kinder und Jugendliche):  
https://toneshift.org/zielgruppenspezifische-beratungsstellen/ 

• Weitere Beratungsangebote zu Hass im Netz, digitaler Gewalt und Desinformation: 
https://toneshift.org/hilfe-und-beratung/ 

• Übersicht zu weiteren Themen der Mediennutzung und Beratungsstellen:  
https://www.bildungsserver.de/sozialpaedagogik/jugendmedienschutz-12885-de.html  

 

 

2. Welche Evidenz gibt es zur Wirksamkeit dieser Angebote? 

Die Forschungslage zur Wirksamkeit medienpädagogischer Präventionsangebote ist ausbaufähig. 
Projektevaluationen deuten auf Zielgruppen- und Zielerreichung von Angeboten hin (zu GMK-Projek-
ten vgl. etwa die Evaluationen zum #DigitalCheckNRW von Bürmann gen. Siggemann/Verständig 2025 
und zu Methoden und Fortbildungen zu Hass im Netz und Desinformation). 

Gut belegt ist, dass kurzfristige, einmalige Workshops kaum nachhaltige Wirkung erzielen (Herzig 
2022; methodisch: Greuel 2025; Hense 2025). Effektiv sind demgegenüber: 

• kontinuierliche, in den Schulalltag integrierte Medienbildungsangebote, 

• Peer-to-Peer-Ansätze, bei denen Jugendliche als Multiplikator*innen wirken (vgl. JUUUPORT 
oder Peerberatungs-Projekte wie Medienscouts), 

https://www.keine-bildung-ohne-medien.de/
https://www.digitalcheck.nrw/digital-weiterwissen/uebersicht/radikalisierung-im-netz
https://hass-im-netz.gmk-net.de/good-practice-sammlung/?_thema=radikalisierung&_f=1&_kategorie=beratungsstelle
https://hass-im-netz.gmk-net.de/good-practice-sammlung/?_thema=radikalisierung&_f=1&_kategorie=beratungsstelle
https://toneshift.org/zielgruppenspezifische-beratungsstellen/
https://toneshift.org/hilfe-und-beratung/
https://www.bildungsserver.de/sozialpaedagogik/jugendmedienschutz-12885-de.html
https://pub.uni-bielefeld.de/record/3003946
https://hass-im-netz.gmk-net.de/forschung-transfer/evaluation/
https://content-select.com/de/portal/media/download_oa/9783779980711/?client_id=406


 

22 
 

• (aktive) Medienarbeit, die kreative Handlungskompetenz stärkt und diese mit Selbstausdruck 
durch Medien verbindet, sowie 

• kombinierte Ansätze, die Eltern, Fachkräfte und Kinder gleichzeitig adressieren. 

Die GMK empfiehlt, qualitative und quantitative Begleitforschung zu medienpädagogischen Bildungs-
angeboten zu fördern und Präventionsprogramme systematisch zu evaluieren (s. etwa PrEval-Monitor 
2024). Zudem gilt es, gelingende Praxis nachhaltig zu stärken, sichtbar und nachvollziehbar zu machen 
– etwa durch Online-Repositorien, Preisverleihungen oder Veröffentlichung von Materialien unter 
freien Lizenzen als OER (Open Educational Resources). 

Aktuelle internationale Metastudien verzeichnen eine relevante Wirksamkeit von Bildungsangeboten 
im Bereich der Medien-, Nachrichten- und Informationskompetenz, hier am Beispiel vom Umgang 
von Heranwachsenden mit Desinformation: 

„Eine Metastudie kommt zu dem Ergebnis, dass Projekte zu Media Literacy, News Literacy und Infor-
mation Literacy tendenziell förderlich für ‚Resilienz gegenüber Misinformation‘ sind (Anstead et al. 
2025, S. 2135ff.). Einige Studienergebnisse betonen die Bedeutung einer reflexiven Ebene und kon-
text-sensitiven, kritischen Denkens.“ (IDZ & GMK 2026; auch Mansell et al. 2025) 

Eine wichtige Rolle bei der präventiven Meldung, Strafverfolgung und Entfernung gesetzeswidriger 
Inhalte im Internet im Sinne des gesetzlichen Jugendmedienschutzes spielen Meldestellen und sog. 
Trusted Flagger (vertrauenswürdige Hinweisgebende im Rahmen des DSA). Hier verdeutlichen 
exemplarische Tätigkeitsberichte die Relevanz von Content Moderation sowie, sofern angezeigt, der 
Meldung und Strafverfolgung von gesetzeswidrigen Inhalten im Internet: 

REspect! im Netz verzeichnet im Tätigkeitsbericht für den letzten Berichtszeitraum 2025 knapp 22.000 
Meldungen. Davon wurden über 4.500 an das BKA übermittelt. Von den großen Plattformen wurde 
70 bis 100 % der Löschbitten entsprochen (Löschung oder Einschränkung in Deutschland). Den mit 
Abstand größten Phänomenbereich macht Rechtsextremismus aus, gefolgt von Antisemitismus, Be-
leidigung und Rassismus (REspect! im Netz 2025, 2026). 

Ein weiteres Beispiel für Prävention durch Beschwerde- und Prüfstellen wird in der Kommission für 
Jugendmedienschutz (KJM), als Organ der Landesmedienanstalten verkörpert: „Die Landesmedien-
anstalten sind für Anbieter*innen von Telemedien, die im jeweiligen Bundesland ansässig sind, zu-
ständig. Sie gehen Beschwerden aus der Bevölkerung nach und übermitteln diese ggf. auch an ju-
gendschutz.net.“ Der letzte Tätigkeitsbericht weist die folgenden Zahlen für den Zeitraum von März 
2023 bis Februar 2025 aus: 553 abschließend entschiedene Telemedien-Prüffälle (bspw. Angebote, in 
denen in der Regel mehrere Verstöße gegen die Bestimmungen des JMStV festgestellt wurden). Damit 
verzeichnet die KJM fast eine Versechsfachung der Telemedien-Prüffälle im Vergleich zum vorherge-
henden Prüfzeitraum. Volksverhetzung, Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen und Holo-
caustleugnung machen mehr als drei Viertel der Verstöße aus (Kommission für Jugendmedienschutz 
2025). 

 

https://preval.hsfk.de/fileadmin/PrEval/PrEval_Monitor_2024.pdf
https://preval.hsfk.de/fileadmin/PrEval/PrEval_Monitor_2024.pdf
https://ijoc.org/index.php/ijoc/article/view/23549
https://ijoc.org/index.php/ijoc/article/view/23549
https://atlas.machine-vs-rage.net/kompetenzen-im-umgang-mit-desinformation-ki/
https://observatory.informationdemocracy.org/wp-content/uploads/2024/12/rapport_forum_information_democracy_2025.pdf
https://www.dsc.bund.de/DSC/DE/4TrustedF/start.html
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jugendschutz.net prüft und recherchiert ebenfalls „Verstöße gegen Jugendschutzbestimmungen im 
Netz und wirkt darauf hin, dass sie schnell entfernt werden. Hinweise auf Angebote, die möglicher-
weise gegen den JMStV verstoßen, nimmt jugendschutz.net über seine Online-Beschwerdestelle ent-
gegen.“ Im Jahresbericht zu 2024 werden folgende Zahlen ausgewiesen: „jugendschutz.net re-
gistrierte 2024 insgesamt 17.630 Verstoßfälle. Verglichen mit den Vorjahren (2023: 7.645; 2022: 
7.363; 2021: 6.865) hat sich die Zahl somit weit mehr als verdoppelt im Vergleich zum Durchschnitt 
der vergangenen Jahre (7.291). Diese Entwicklung ist auf den enormen Zuwachs an Fällen im The-
menfeld sexualisierte Gewalt zurückzuführen, die jugendschutz.net gemeldet wurden.“ (jugend-
schutz.net 2024) 

 

 

3. Erreichen Präventionsangebote besonders vulnerable Gruppen (armutsbetroffene Familien, Kin-
der mit Förderbedarf)? Wenn nein, warum nicht? 

Nein, in ihrer aktuellen Form erreichen Präventions- und Unterstützungsangebote vulnerable Fami-
lien und junge Menschen wie z. B. armutsbetroffene Haushalte, Familien mit Zuwanderungsge-
schichte, Kinder und Jugendliche mit Beeinträchtigungen bzw. besonderem Förderbedarf oder psy-
chosozial belastete Kontexte systematisch unzureichend, weil der Zugang und die Passung strukturell 
erschwert sind. Dies deckt sich mit Befunden, dass digitale Teilhabe und digitale Kompetenzen sozial 
ungleich verteilt sind und u. a. mit sozialer Herkunft, Bildungshintergrund und Ressourcen der Fami-
lien zusammenhängen (Eickelmann et al. 2024; Smahel et al. 2020). Dies hat vielfältige Gründe: 

• Zugangsbarrieren: Informationsmaterialien und Beratungswege sind nicht konsequent mehr-
sprachig, zeitlich schwer erreichbar (Schichtarbeit), an „klassische“ Elternabende oder Prä-
senzsettings gebunden (Mobilität, Care-Arbeit) oder setzen institutionelle Anbindung voraus 
(Schule/Kita), die in prekären Lebenslagen weniger stabil ist. Der Europarat betont in seinen 
Leitlinien, dass Medienbildungs- und Schutzstrategien explizit an Gleichheit des Zugangs und 
menschenrechtlichen Standards auszurichten sind, sonst vergrößern sie Ungleichheiten 
(Livingstone et al. 2018). 

• Geringe Passung der Formate: Viele Angebote wirken aus Sicht der Zielgruppen zu schulisch, 
zu normativ oder zu wenig lebensweltlich (Bröckling 2020). Gerade dort, wo digitale Medien 
zentrale Funktionen für Zugehörigkeit erfüllen, werden Verbots- oder Moralisierungsbot-
schaften als realitätsfern erlebt. Dass ,ohne Handy‘ Ausschluss- und Zugehörigkeitserfahrun-
gen relevant werden, zeigen auch Studien zur Teilhabe junger Menschen (Steinhauer et al. 
2025). 

• Infrastrukturelle Lücken: In manchen Regionen, vor allem strukturschwachen ländlichen Räu-
men, fehlen medienpädagogische Einrichtungen, Beratungsstellen oder entsprechende Fach-
kräfte vollständig oder sind nur projektförmig vorhanden. Dadurch entsteht ein ungleich ver-

https://bericht.jugendschutz.net/jahresbericht-
https://bericht.jugendschutz.net/jahresbericht-
https://bericht.jugendschutz.net/jahresbericht-2024
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teilter Zugang zu Präventions- und Bildungsangeboten. Die Medienpädagogik weist seit Jah-
ren darauf hin, dass stabile lokale Strukturen eine zentrale Voraussetzung für nachhaltige Me-
dienbildung sind. 

• Digitale Ungleichheit: Prävention setzt häufig stillschweigend voraus, dass Geräte verfügbar 
sind, Datenvolumen ausreicht und ruhige Lern- oder Rückzugsorte existieren. Wo das nicht 
der Fall ist, werden digitale Unterstützungsangebote schwerer nutzbar, und Problemlagen 
werden eher verstärkt als abgebaut. Kinder aus unterversorgten bzw. marginalisierten Kon-
texten müssen gezielt unterstützt werden, um von digitalen Angeboten profitieren zu können 
(UNICEF 2018). Mit Blick auf den Internetzugang durch digitale Infrastrukturen (z. B. Breit-
band-Internet) erstrecken sich diese Ungleichheitslagen bspw. auch auf ländliche Räume 
(Heinrich-Böll-Stiftung 2020). 

• Institutionelles Misstrauen und Scham: Familien mit negativen Erfahrungen mit Behörden 
oder Bildungseinrichtungen nehmen Beratungsangebote teilweise nicht wahr, weil sie Sank-
tionen, Stigmatisierung oder moralische Bewertungen befürchten. In belasteten Lebenslagen 
kann die Sorge, als ,schlechte Eltern‘ markiert zu werden, dazu führen, dass Hilfe spät oder 
gar nicht in Anspruch genommen wird. Dies ist insbesondere der Fall, wenn Angebote stark 
defizitorientiert kommunizieren. Solche Beratungsangebote werden eher als Kriseninterven-
tion denn als Unterstützung wahrgenommen. 

• Fehlende Barrierefreiheit und Inklusion: Materialien in einfacher Sprache, assistive Zugänge, 
inklusive didaktische Konzepte und barrierearme (auch digitale) Zugänge sind nicht überall 
Standard, obwohl sie eine zentrale Voraussetzung dafür darstellen, dass Angebote tatsächlich 
von allen Zielgruppen genutzt werden können. 

Aus diesen Befunden ergibt sich ein klarer Handlungsbedarf: Präventions- und Unterstützungsange-
bote müssen stärker sozialräumlich verankert, mehrsprachig und inklusiv gestaltet werden. Sinnvoll 
sind u. a. aufsuchende Ansätze (z. B. mobile Medienarbeit), Kooperationen mit bestehenden Vertrau-
ensstrukturen (z. B. Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, Familienzentren, Moschee- und Kirchen-
gemeinden), die auf Basis verlässlicher Förderstrukturen arbeiten können, sowie die strukturelle Ver-
ankerung von Medienbildung in Regelangeboten. Schule, Jugendhilfe, Beratungsstellen und zivilge-
sellschaftlichen Akteur*innen müssen eng zusammenarbeiten. Nur wenn Angebote als gängiger Be-
standteil von Bildung und Familienunterstützung sichtbar und erreichbar sind und nicht erst als Kri-
senintervention greifen, können sie auch jene Gruppen erreichen, die bislang am wenigsten profitie-
ren. 
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4. Welche Warnsignale für bspw. Suchtentwicklung, depressive Symptomatik, sozialen Rückzug, 
Schulverweigerung sind Fachkräften bekannt – werden sie frühzeitig und ausreichend erkannt und 
welche konkreten Schritte folgen daraus? 

Fachkräfte in Schule, Kinder- und Jugendhilfe sowie Beratungsstellen kennen eine Reihe von Warn-
signalen, die auf problematische Entwicklungen im Zusammenhang mit digitaler Mediennutzung hin-
weisen können. Dazu gehören etwa deutlicher sozialer Rückzug, Schlafprobleme, Schulvermeidung, 
Leistungsabfall in Schule oder Ausbildung, starke Stimmungsschwankungen, erhöhte Reizbarkeit, 
Konflikteskalationen in Peergroups oder eine ausgeprägte Selbstabwertung. Solche Hinweise treten 
häufig nicht isoliert auf, sondern im Zusammenspiel mit psychosozialen Belastungen oder konflikthaf-
ten Beziehungskonstellationen. Entsprechend können digitale Problemlagen meist als Teil komplexe-
rer sozialer und emotionaler Dynamiken und nicht als rein technisches oder medienbezogenes Prob-
lem verstanden werden.  

Digitale Problemlagen bewegen sich häufig an der Schnittstelle von pädagogischen, psychosozialen, 
rechtlichen und plattformbezogenen Zuständigkeitsbereichen und sind in vielen Einrichtungen noch 
nicht ausreichend in standardisierte Verfahren integriert. So zeigt sich in der Praxis, dass das Erkennen 
von Warnsignalen nicht automatisch zu klaren Handlungsschritten führt, auch weil eine Zuordnung 
zu digitalen Ursachen schwerfällt. Zudem fehlen bislang systematische Screeningverfahren, die me-
dienbezogene Nutzungsmuster und mögliche Belastungen frühzeitig erfassen und Fachkräften eine 
strukturierte Einschätzung ermöglichen. Sie berichten daher häufig von Unsicherheiten in Bezug auf 
mögliche nächste Schritte. Unklar bleibt etwa, 

• wer innerhalb der Einrichtung oder im Hilfesystem zuständig ist, 

• wie Vorfälle und Beobachtungen dokumentiert werden sollen, insbesondere wenn digitale 
Kommunikationsformen (Chats, Screenshots, Plattforminteraktionen) eine Rolle spielen, 

• welche Beratungs- oder Unterstützungsstrukturen eingebunden werden können (z. B. Erzie-
hungsberatung, Schulsozialarbeit, spezialisierte Fachberatungsstellen, Jugendamt), 

• ab welchem Punkt eine Kindeswohlgefährdung anzunehmen ist und 

• wie digitale Kontexte fachlich eingeordnet werden können, etwa bei Cybermobbing, Cy-
bergrooming, sexualisierter Online-Gewalt oder manipulativen Plattformmechanismen. 

Gerade der Übergang zwischen pädagogischer Unterstützung, präventiver Intervention und formalen 
Kinderschutzverfahren stellt für Einrichtungen eine Herausforderung dar. Der Schutzauftrag nach  
§ 8a SGB VIII verpflichtet Fachkräfte dazu, bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine Gefährdung des 
Kindeswohls eine strukturierte Gefährdungseinschätzung vorzunehmen und ggf. eine insoweit erfah-
rene Fachkraft hinzuzuziehen. Diese Verfahren sind jedoch historisch vor allem für analoge Gefähr-
dungskontexte entwickelt worden. Digitale Phänomene wie schnelle Eskalationen in Messengergrup-
pen, transnationale Plattformstrukturen oder schwer zu rekonstruierende Kommunikationsverläufe 
stellen neue Anforderungen an Dokumentation, Einschätzung und Kooperation. 

Hinzu kommt, dass Fachkräfte digitale Situationen häufig erst retrospektiv rekonstruieren müssen, 
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etwa anhand von Screenshots oder Berichten der beteiligten Jugendlichen. Ohne ausreichende 
Kenntnisse über Plattformlogiken, Kommunikationsdynamiken oder technische Funktionen kann dies 
zu Fehleinschätzungen führen. Medienpädagogische Forschung weist daher darauf hin, dass pädago-
gische Fachkräfte nicht nur Sensibilität für Risiken benötigen, sondern auch grundlegende Kontext-
kompetenz über digitale Kommunikationsräume (Siller et al. 2020; Livingstone/Stoilova 2021; Sil-
ler/Tillmann 2025). 

Vor diesem Hintergrund besteht ein deutlicher Bedarf an standardisierten, praxistauglichen Hand-
lungsleitlinien, die digitale Kontexte ausdrücklich einbeziehen. Solche Leitlinien sollten u. a. klären: 

• wie digitale Vorfälle datenschutzkonform dokumentiert werden können, 

• welche Melde- und Beratungswege innerhalb und außerhalb der Einrichtung greifen, 

• wie Fachkräfte Gespräche mit betroffenen Kindern, Jugendlichen und Eltern führen können, 

• wann externe Stellen (z. B. Jugendamt, Polizei, spezialisierte Fachberatung) einzubeziehen 
sind und 

• wie Prävention, Unterstützung und Kinderschutz institutionell miteinander verzahnt werden 
können. 

Ebenso wichtig sind verlässliche Kooperationsstrukturen mit spezialisierten Fachberatungen, etwa zu 
digitaler Gewalt, sexualisierter Gewalt im Netz, Mediensucht oder Krisenintervention. Einrichtungen 
sind besonders dann handlungsfähig, wenn sie über feste Kooperationspartner*innen, klare Verfah-
ren und regelmäßig geschulte Fachkräfte verfügen. 

Aus Sicht der GMK ist es daher entscheidend, dass Warnsignale nicht nur individuell wahrgenommen, 
sondern in institutionell abgesicherte Verfahren überführt werden. Früherkennung gelingt nur dann 
nachhaltig, wenn pädagogische Fachkräfte über ausreichende Zeitressourcen, Qualifizierung und 
klare Handlungspfade verfügen sowie digital geprägte Lebenswelten als integralen Bestandteil von 
Kinderschutz, Prävention und pädagogischer Begleitung verstehen. 

 

 

5. Welche Rolle spielen Plattformbetreiber bei Prävention – und wo sehen Sie Defizite? 

Digitale Plattformen sind heute zentrale Infrastrukturen jugendlicher Kommunikation, Information 
und Unterhaltung. Ihre technische Architektur im Hinblick auf algorithmische Empfehlungssysteme, 
Interface-Design und datenbasierte Geschäftsmodelle beeinflusst maßgeblich, welche Inhalte sicht-
bar werden, wie lange Nutzer*innen auf Plattformen verbleiben und welche Interaktionsformen ent-
stehen. Plattformbetreiber tragen daher eine erhebliche strukturelle Mitverantwortung für Präven-
tion und Schutz junger Nutzer*innen, die bislang nur unzureichend wahrgenommen wird. 

Viele Plattformdesigns sind gezielt auf die Maximierung von Aufmerksamkeit und Verweildauer aus-
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gerichtet. Funktionen wie Endlos-Scrollen, personalisierte algorithmische Feeds, variable Beloh-
nungssysteme (z. B. Likes oder Reaktionen) sowie permanente Push-Benachrichtigungen erzeugen 
kontinuierliche Interaktionsanreize und binden Nutzer*innen emotional an die Plattform. Diese Me-
chanismen sind keine neutralen technischen Funktionen, sondern Teil ökonomischer Plattformlogi-
ken, die Nutzungsverhalten gezielt beeinflussen (Alter 2017; Zhu 2024). Für Jugendliche, deren Me-
dienkompetenz und Selbstregulationsfähigkeiten sich noch entwickeln, können solche Designs beson-
dere Risiken erzeugen. 

Vor diesem Hintergrund sieht die GMK insbesondere in folgenden Bereichen deutlichen Handlungs-
bedarf: 

Erstens bestehen erhebliche Defizite bei der Altersprüfung und Zugangskontrolle. Zwar sehen viele 
Plattformen formale Altersgrenzen – häufig 13 Jahre – vor, tatsächlich werden diese jedoch kaum 
überprüft. Auch jüngere Kinder können problemlos Accounts anlegen, da Altersangaben meist ledig-
lich durch Selbstauskunft erfolgen. Altersverifikationssysteme sollten strengen Anforderungen genü-
gen; u. a. sollten sie datenschutzfreundlich ausgestaltet sein und darüber hinaus auch vielfältige wei-
tere Kriterien erfüllen (Der Kinderschutzbund et al. 2025). Verfahren, die auf umfassender Identitäts-
prüfung oder massenhafter Datenspeicherung beruhen, würden neue Risiken für Privatsphäre und 
informationelle Selbstbestimmung schaffen. Perspektivisch sind daher Lösungen erforderlich, die Da-
tenminimierung, Datenschutz und Zugänglichkeit miteinander verbinden, etwa durch datensparsame 
Verfahren oder kryptografische Verfahren wie Zero-Knowledge-Proofs. Eine Gruppe von über 400 For-
scher*innen aus mehr als dreißig Ländern weist jedoch in einem offenen Brief vom 2. März 2026 
darauf hin, dass für derzeit verfügbare Systeme noch keine abschließende Abwägung von Risiken und 
Nutzen erfolgt ist und sie daher nicht eingesetzt werden sollten, bis diese vorliegt (Joint statement of 
security and privacy scientists and researchers on Age Assurance 2026). 

Zweitens sehen wir erheblichen Reformbedarf beim Algorithmusdesign. Empfehlungssysteme priori-
sieren Inhalte mit hoher Interaktionswahrscheinlichkeit und können dadurch problematische Inhalte 
verstärken. Forschung zeigt bspw., dass algorithmische Empfehlungen auf Videoplattformen oder so-
zialen Netzwerken teilweise zu einer Verstärkung extremistischer Narrative oder gesundheitsschädli-
cher Inhalte beitragen können, etwa im Bereich Essstörungen (Griffiths et al. 2024; Horta Ribeiro et 
al. 2020). Plattformen sind daher gefordert, ihre Empfehlungssysteme stärker auf Risikominderung 
und Unterbrechung problematischer Dynamiken auszurichten, etwa durch algorithmische Diversifi-
zierung, Kontextinformationen oder aktive Unterbrechungen problematischer Content-Ketten. 

Drittens ist auch das Interface-Design vieler Plattformen kritisch zu betrachten. Funktionen wie End-
los-Scrollen, permanente Push-Benachrichtigungen oder Gamification-Elemente sind bewusst darauf 
ausgelegt, Aufmerksamkeit zu binden und Nutzungsdauer zu erhöhen. In der Forschung werden sol-
che Mechanismen u. a. als Formen verhaltensbeeinflussenden Designs („persuasive technologies“) 
beschrieben (Wiesböck et al. 2026). Gerade für Minderjährige sollten solche Funktionen nicht stan-
dardmäßig aktiviert sein. Stattdessen braucht es Safety-by-Default-Einstellungen, bei denen beson-
ders bindungsintensive oder verhaltenslenkende Funktionen nur nach aktiver Zustimmung der Nut-
zer*innen aktiviert werden können. 
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Viertens bestehen deutliche Defizite bei Meldewegen und Beschwerdestrukturen. Viele Plattformen 
bieten zwar formale Meldesysteme, diese sind für Kinder und Jugendliche jedoch häufig schwer auf-
findbar, technisch komplex oder in ihrer Funktionsweise intransparent. Zudem führen Meldungen oft 
nicht zu nachvollziehbaren Reaktionen. Effektiver Jugendmedienschutz erfordert jedoch leicht zu-
gängliche, verständliche und kindgerechte Beschwerdewege, die schnelle Reaktionen ermöglichen 
und im Bedarfsfall auch auf externe Unterstützungsangebote verweisen. 

Fünftens stellt die mangelnde Transparenz der Plattformen ein grundlegendes Problem dar. For-
schung und Aufsichtsbehörden haben bislang nur eingeschränkten Zugang zu Daten über algorithmi-
sche Systeme, Moderationsentscheidungen oder Reichweitenmechanismen. Dies erschwert unab-
hängige wissenschaftliche Untersuchungen zu Plattformwirkungen erheblich, weshalb seit Jahren 
verbindliche Datenzugänge für wissenschaftliche Forschung sowie transparente Schnittstellen für 
Aufsichtsbehörden gefordert werden. 

Vor diesem Hintergrund sollten Plattformen stärker verpflichtet werden, präventive Schutzmechanis-
men bereits in der technischen Architektur zu verankern. Dazu gehören insbesondere datensichere 
und überwachungsarme Nutzungsmöglichkeiten, Safety-by-Default-Einstellungen für Minderjährige, 
transparente Kennzeichnungen KI-generierter Inhalte sowie leicht verständliche Privatsphäre- und Si-
cherheitseinstellungen. Push-Benachrichtigungen, personalisierte Empfehlungen und andere verhal-
tenslenkende Funktionen sollten insbesondere für junge Nutzer*innen grundsätzlich nur auf Opt-in-
Basis verfügbar sein. 

Mit dem Digital Services Act (DSA) hat die Europäische Union einen umfassenden regulatorischen 
Rahmen für Plattformregulierung geschaffen. Für sehr große Online-Plattformen sieht er unter ande-
rem verpflichtende Risikobewertungen, Transparenzpflichten für Empfehlungssysteme, Datenzu-
gänge für Forschung sowie stärkere Aufsichts- und Sanktionsmöglichkeiten vor. Der DSA bietet damit 
eine wichtige Grundlage für einen wirksamen Schutz junger Nutzer*innen. Entscheidend wird jedoch 
sein, diese Regelungen konsequent umzusetzen und durchzusetzen. Plattformen, die manipulative 
Designmechanismen beibehalten oder ihren Schutzpflichten nicht nachkommen, müssen mit wirksa-
men Sanktionen belegt werden. 

 

 

VI) Institutionelle und strukturelle Perspektiven 

 

1. Werden Risiken digitaler Medien systematisch in der Kinder- und Jugendhilfe berücksichtigt – 
oder vor allem reaktiv, also nachdem etwas vorgefallen ist, behandelt? 

Digitale Medien sind heute ein selbstverständlicher Bestandteil der Lebenswelt von Kindern und Ju-
gendlichen und beeinflussen entsprechend auch soziale Beziehungen, Bildungsprozesse, Freizeitge-
staltung und Identitätsarbeit (Hugger/Tillmann 2022). Für die Kinder- und Jugendhilfe bedeutet dies, 
dass digitale Kommunikations- und Erfahrungsräume längst Teil der alltäglichen Lebenslagen junger 
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Menschen sind und daher auch im Rahmen pädagogischer Arbeit systematisch berücksichtigt werden 
müssen. Gleichwohl zeigt sich in vielen Einrichtungen weiterhin eine strukturelle Schieflage: Digitale 
Medien werden häufig erst dann thematisiert, wenn Probleme oder Krisensituationen auftreten, 
etwa im Zusammenhang mit Cybermobbing, problematischer Nutzung oder sexualisierter Gewalt im 
Netz. Präventive, reflexive oder partizipative Ansätze sind dagegen weit entfernt davon, flächende-
ckend etabliert zu sein. 

Ein Grund hierfür liegt in der historisch gewachsenen Struktur der Kinder- und Jugendhilfe, in der 
digitale Medien lange Zeit nicht als eigenständiges pädagogisches Handlungsfeld verankert waren und 
vielfach bis heute noch sind. Medienpädagogische Expertise ist daher in vielen Einrichtungen nur 
punktuell vorhanden oder wird über projektförmige Angebote eingebracht. Studien liefern Hinweise 
darauf, dass pädagogische Fachkräfte digitale Themen häufig als zusätzliche Aufgabe wahrnehmen, 
für die ihnen sowohl Zeitressourcen als auch systematische Qualifizierungsangebote fehlen (DigiPäd 
24/7 2022). Hinzu kommt, dass Unsicherheiten im Umgang mit Datenschutz, Persönlichkeitsrechten 
oder Plattformlogiken dazu führen können, dass Einrichtungen digitale Medien eher restriktiv oder 
vorsichtig behandeln, statt sie aktiv in pädagogische Konzepte zu integrieren. 

Ein weiterer Faktor sind unklare institutionelle Zuständigkeiten. Während Medienbildung teilweise 
als Aufgabe von Schule verstanden wird, konzentriert sich die Kinder- und Jugendhilfe häufig auf so-
ziale Unterstützung, Schutzaufträge und individuelle Hilfen. Dadurch entstehen Zuständigkeitslücken, 
insbesondere in Übergangsbereichen zwischen Bildung, Prävention und Kinderschutz. Gleichzeitig 
sind digitale Risiken wie z. B. Cybermobbing, Cybergrooming oder digitale Gewalt häufig mit Fragen 
sozialer Beziehungen, Gruppendynamiken und psychosozialen Belastungen verbunden, die klassi-
scherweise zum Arbeitsfeld der Jugendhilfe gehören (Naab 2025). 

Darüber hinaus fehlt in vielen Einrichtungen eine systematische Verankerung digitaler Themen in 
Schutzkonzepten und institutionellen Verfahren. Während Kinderschutzkonzepte zunehmend etab-
liert werden, beziehen sie digitale Kommunikationsräume bislang nicht immer ausreichend ein, etwa 
im Hinblick auf Online-Kontakte, digitale Grenzverletzungen oder Kommunikationsformen zwischen 
Fachkräften und jungen Menschen. Auch Dokumentations- und Interventionsverfahren berücksichti-
gen digitale Kontexte häufig nur am Rande. 

Aus fachlicher Perspektive spricht daher vieles dafür, digitale Medien nicht als Zusatzthema, sondern 
als Querschnittsaufgabe der Kinder- und Jugendhilfe zu begreifen. Dies bedeutet, digitale Lebenswel-
ten systematisch in zentrale Arbeitsbereiche zu integrieren, insbesondere in: 

• medienpädagogische Bildungsarbeit, die junge Menschen bei der kritisch-reflektierten, kre-
ativen und selbstbestimmten Nutzung digitaler Medien unterstützt, 

• den Schutzauftrag und Kinderschutzverfahren, in denen digitale Risiken und Gewaltformen 
explizit berücksichtigt werden, 

• Beteiligungs- und Beschwerdestrukturen, die auch digitale Kommunikationsräume einbezie-
hen, sowie  



 

30 
 

• Hilfeplanungsprozesse, in denen digitale Praktiken als Teil von Ressourcen, Belastungen und 
sozialen Beziehungen betrachtet werden. 

Ein solcher integrierender Ansatz entspricht auch der kinderrechtlichen Perspektive, nach der insbe-
sondere Schutz-, Förder- und Beteiligungsrechte auch in digitalen Kontexten systematisch berücksich-
tigt werden müssen (Livingstone et al. 2018; UNCRC 2021). 

Damit digitale Medien tatsächlich als Querschnittsthema der Kinder- und Jugendhilfe etabliert wer-
den können, sind jedoch strukturelle Voraussetzungen notwendig. Dazu gehören medienpädagogi-
sche Konzepte für Einrichtungen und Träger, verbindliche Qualifizierungsangebote für Fachkräfte, 
ausreichend Zeitressourcen für medienpädagogische Arbeit, praxistaugliche Leitlinien für den Um-
gang mit digitalen Risiken sowie stabile Kooperationsstrukturen mit Schule, Beratungsstellen und spe-
zialisierten Fachorganisationen. Eine Bündelung und nachhaltige Finanzierung geeigneter Maßnah-
men sollte in einem DigitalPakt Kinder- und Jugendhilfe vorgesehen werden (Bundesjugendkurato-
rium 2021). 

 

 

2. Welche strukturellen Faktoren fördern problematische Nutzung (z. B. Plattformdesign, In-
fluencer-Ökonomie, digitale Dauerverfügbarkeit)? 

Problematische Formen digitaler Mediennutzung entstehen nicht allein durch individuelles Verhalten 
von Kindern und Jugendlichen, sondern sind wesentlich durch strukturelle Rahmenbedingungen di-
gitaler Plattformen und sozialer Kontexte geprägt.  

Auf die plattformseitigen Designmechanismen wurde bereits an anderer Stelle dieser Stellungnahme 
ausführlich eingegangen (Kap. I.2/I.3 sowie III.5). Diese Mechanismen wirken auch auf Kinder und 
Jugendliche und können Nutzungsintensität sowie thematische Verstärkungsdynamiken erhöhen. 

Eng damit verbunden ist die Influencing-Ökonomie, die Aufmerksamkeit und Engagement monetari-
siert. Plattformlogiken belohnen Inhalte, die starke Reaktionen hervorrufen, wie z. B. polarisierende, 
emotionalisierende oder besonders visuell inszenierte Beiträge. Solche Dynamiken können dazu bei-
tragen, extreme oder stark normierende Darstellungen, etwa zu Körperbildern oder Lebensstilen, ver-
stärkt sichtbar zu machen (Fardouly/Vartanian 2016). 

Ein weiterer struktureller Faktor ist die permanente Verfügbarkeit digitaler Geräte. Smartphones er-
möglichen eine nahezu jederzeitige Nutzung digitaler Plattformen und Kommunikationsräume. Ohne 
begleitende Regeln oder technische Zeitsteuerung kann dies insbesondere bei Jugendlichen zu nächt-
licher Nutzung oder zu Konflikten mit anderen Alltagsanforderungen führen. 

Darüber hinaus spielen soziale Dynamiken der digitalen Kommunikation eine Rolle. Plattformen ver-
stärken häufig die sogenannte Fear of Missing Out (FOMO), also die Sorge, wichtige soziale Ereignisse 
oder Informationen zu verpassen. Solche Vergleichs- und Erwartungsdynamiken können die Nutzung 
sozialer Medien intensivieren. 
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Schließlich ist auch ein institutionelles Ungleichgewicht zu berücksichtigen. Während große Platt-
formunternehmen erhebliche Ressourcen in die Optimierung von Nutzungsbindung investieren, ist 
die Förderung von Medienbildung in vielen Bereichen projektbasiert und strukturell unterfinanziert. 
Wenn Medienkompetenzförderung weder systematisch im Bildungssystem in Schule oder Kinder- 
und Jugendhilfe verankert noch langfristig gefördert wird, fehlt ein institutioneller Gegenpol zu den 
kommerziellen Plattformlogiken. Notwendig sind Strukturen, die nachhaltige Medienbildung auf der 
Grundlage einer stabilen Infrastruktur bestehend aus langfristiger struktureller statt projektbasierter 
Förderung ermöglichen. 

Insgesamt wird deutlich, dass problematische Nutzung digitaler Medien nicht allein als individuelles 
Verhaltensproblem verstanden werden kann. Vielmehr entsteht sie im Zusammenspiel von Plattform-
design, ökonomischen Anreizstrukturen, sozialer Dynamik und institutionellen Rahmenbedingungen. 

 

 

3. Wann und wo greift konkret die Verantwortung von Eltern, Bildungseinrichtungen, Plattformen, 
Strafverfolgung/Justiz – und wo bleiben Grauzonen? 

Jugendmedienschutz ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die ausschließlich durch das Zusam-
menwirken unterschiedlicher Akteur*innen effektiv umgesetzt werden kann. Technische Schutzmaß-
nahmen sind nur dann wirksam, wenn sie mit medienpädagogischen Ansätzen verknüpft werden. 
Dabei darf die Diskussion um Verantwortlichkeiten den inhaltlichen Diskurs – die Förderung von Me-
dienkompetenz von Jung bis Alt – nicht verdrängen. Nachhaltiger Jugendmedienschutz erfordert eine 
Kombination aus Regulierung, pädagogischer Begleitung und strukturellen Schutzmechanismen. Aus 
Sicht der GMK bietet sich daher ein Mehrebenenmodell der Verantwortung an, das klare Zuständig-
keiten definiert. 

Die primäre strukturelle Verantwortung liegt bei den Plattformbetreibern. Sie gestalten die techni-
schen und ökonomischen Rahmenbedingungen digitaler Kommunikationsräume und müssen daher 
für funktionierende Plattformarchitekturen, sichere Altersprüfungen, transparente Empfehlungsalgo-
rithmen sowie schnelle und nachvollziehbare Reaktionen auf Meldungen problematischer Inhalte 
sorgen. Diese Verantwortung ist regulatorisch unter anderem durch den Digital Services Act (DSA) 
sowie durch nationale Regelungen wie den Jugendmedienschutz-Staatsvertrag (JMStV) adressiert. 

Eltern übernehmen eine zentrale Rolle bei der Begleitung der Mediennutzung ihrer Kinder im Alltag. 
Sie unterstützen bei der Orientierung in digitalen Räumen, vereinbaren Nutzungsregeln und stehen 
als Ansprechpartner*innen bei Problemen zur Verfügung. Gleichzeitig muss berücksichtigt werden, 
dass Eltern in ihren Möglichkeiten unterschiedlich ausgestattet sind und teils selbst Unterstützung 
benötigen. Medienerziehung kann daher nicht allein als private Aufgabe verstanden werden, sondern 
braucht ergänzende Beratungs- und Unterstützungsstrukturen. 

Bildungseinrichtungen tragen Verantwortung für eine systematische Förderung von Medienkompe-
tenz. Schulen, aber auch außerschulische Bildungsangebote sollen Kinder und Jugendliche befähigen, 
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digitale Medien kritisch, reflektiert und selbstbestimmt zu nutzen. Außerschulische Medienbildung 
wie z. B. in Jugendzentren oder medienpädagogischen Projekten ergänzt schulische Angebote durch 
lebensweltorientierte und kreative Zugänge. 

Die Kinder- und Jugendhilfe ergänzt dies in Kooperation mit Vereinen, Jugendzentren und weiteren 
Akteur*innen der Jugendhilfe durch lebensweltorientierte Angebote, die junge Menschen dort abho-
len, wo sie stehen: Sie verbindet Prävention, Früherkennung und Unterstützung in belasteten Lebens-
situationen mit kreativem Arbeiten mit Medien und fördert so einen mündigen, selbstbestimmten 
Umgang mit digitalen Medien und Plattformen. Fachkräfte können Kinder und Jugendliche begleiten, 
wenn digitale Konflikte, Online-Gewalt oder andere Problemlagen auftreten, und zugleich präventive 
Angebote entwickeln. 

Schließlich sind Strafverfolgungsbehörden und Justiz für die konsequente Verfolgung strafbarer Hand-
lungen im digitalen Raum zuständig, etwa bei Cybermobbing, sexualisierter Gewalt oder digitaler Er-
pressung. 

Grauzonen entstehen vor allem dort, wo Grenzen zwischen Erziehungsverantwortung und strafrecht-
licher Relevanz unklar sind. Dies gilt bspw. bei problematischen Formen der Veröffentlichung von Kin-
derbildern (Sharenting) oder bei kommerziellen Familien-Influencer-Formaten. Besonders heraufor-
dernd wird die Situation, wenn Eltern selbst Teil problematischer Praktiken sind oder Kinder keine 
verlässlichen Ansprechpersonen haben. In solchen Fällen müssen institutionelle Schutzsysteme wie 
Jugendhilfe oder Beratungsstellen handlungsfähig sein. 

 

 

4. Welche Qualifikationsdefizite sehen Sie bei Fachkräften in den Bereichen Kita, Schule, Kinder- 
und Jugendhilfe, Soziale Arbeit, Polizei und Justiz – und welche Fortbildungsformate wären praxis-
tauglich? 

Qualifikationsdefizite im Umgang mit digitalen Medien bestehen derzeit in nahezu allen Professionen, 
die mit Kindern und Jugendlichen arbeiten. Obwohl digitale Medien ein zentraler Bestandteil der Le-
benswelten junger Menschen sind, ist die Vermittlung medienpädagogischer Kompetenzen in vielen 
Ausbildungs- und Studiengängen sowie Fort- und Weiterbildungen bislang nur unzureichend veran-
kert. 

Im Bereich der frühen Bildung (Kita) zeigen sich Qualifikationsdefizite insbesondere durch fehlende 
regelmäßige Weiterbildungsangebote zu den vielfältigen und sich rasch wandelnden Medienprakti-
ken von Kindern. Auch an Fachschulen fehlt häufig medienpädagogisch qualifiziertes Lehrpersonal. 
Obwohl digitale Medienbildung inzwischen in vielen Bildungsplänen berücksichtigt wird, besteht in 
der Praxis teilweise weiterhin eine skeptische oder ablehnende Haltung gegenüber Medien in der 
Kita, was u. a. auf fehlende Weiterbildungsmöglichkeiten und mangelnde fachliche Auseinanderset-
zung mit Medienpädagogik zurückgeführt werden kann (Friedrichs-Liesenkötter 2016). Um diese De-
fizite zu reduzieren, sollte Medienbildung in Kitas systematisch verstetigt und standardisiert werden. 
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Dazu gehört z. B., Medien nicht als Selbstzweck einzusetzen, sondern als kreative Werkzeuge zur Dar-
stellung von Lebenswelt und Themen der Kinder. Ebenso wichtig ist die Zusammenarbeit mit Familien 
im Rahmen von Bildungspartnerschaften, etwa bei Fragen der Medienerziehung oder der Begrenzung 
von Bildschirmzeiten. Darüber hinaus sollten medienpädagogische Kompetenzen verbindlich in der 
pädagogischen Grundausbildung verankert und entsprechende Fortbildungsangebote für Fachkräfte 
ausgebaut werden. Auch Organisationsentwicklung bzgl. rechtlicher Fragen, technischer Ausstattung 
oder Supportstrukturen muss dabei berücksichtigt werden. 

Im schulischen Kontext bestehen ebenfalls deutliche Qualifikationsdefizite. Diese sind vor allem auf 
fehlende verbindliche Strukturen in der Lehrkräftebildung zurückzuführen. Medienpädagogische 
Kompetenzen werden bislang nicht systematisch in allen drei Phasen der Lehrer*innenbildung – Stu-
dium, Referendariat sowie Fort- und Weiterbildung – vermittelt. Ohne eine verpflichtende Qualifizie-
rung sind Lehrkräfte häufig überfordert, mit der Dynamik digitaler Medienlandschaften Schritt zu hal-
ten, Unterrichtskonzepte zu entwickeln oder Schüler*innen bei Themen wie Social Media, Desinfor-
mation, Hassrede oder dem Umgang mit KI-Systemen zu begleiten. Medienbildung kann langfristig 
nur dann erfolgreich sein, wenn sie als Querschnittsaufgabe verstanden wird und sowohl in Fachcur-
ricula als auch in fächerübergreifenden Lernarrangements verankert ist. Dazu gehört auch eine ver-
bindliche Prüfungsrelevanz medienbezogener Kompetenzen. Wissenschaftliche Positionspapiere aus 
der Medienpädagogik, etwa Stellungnahmen der GMK oder der DGfE-Sektion Medienpädagogik, be-
tonen, dass Medienbildung nicht auf technische Anwendungskompetenzen reduziert werden darf, 
sondern auch kritisch-reflexive, kulturelle und gesellschaftliche Dimensionen digitaler Technologien 
berücksichtigen muss. Zur Unterstützung schulischer Medienbildung wird zudem vorgeschlagen, an 
Schulen medienpädagogische Fachkräfte einzusetzen, die Lehrkräfte beraten, Schulentwicklungspro-
zesse begleiten und Kooperationen mit außerschulischen Medienbildungsakteur*innen initiieren. Er-
gänzend können Peerprojekte wie Medienscouts dazu beitragen, Medienkompetenzen innerhalb der 
Schülerschaft zu stärken (Kuttner 2023). 

Auch in der Kinder- und Jugendhilfe sowie der Sozialen Arbeit bestehen erhebliche Qualifikationsde-
fizite. Digital geprägte Lebenswelten spielen in vielen Studiengängen oder Ausbildungen bislang nur 
eine untergeordnete Rolle, obwohl sie für junge Menschen eine zentrale Bedeutung haben. Dadurch 
fällt es Fachkräften teilweise schwer, Medienpraktiken von Kindern und Jugendlichen angemessen 
einzuordnen oder pädagogisch zu begleiten. Gleichzeitig fehlen häufig klare institutionelle Leitlinien 
zum Umgang mit digitalen Medien, etwa in Bezug auf Datenschutz, Altersfreigaben oder Kontakte im 
Netz. In der Praxis führt dies dazu, dass Entscheidungen über Mediennutzung oft individuell getroffen 
werden und stark von persönlichen Erfahrungen oder Intuition geprägt sind. Die Folge ist eine teil-
weise uneinheitliche Praxis, in der Mediennutzung entweder restriktiv geregelt oder nur unzu-
reichend pädagogisch begleitet wird (Hajok 2019). 

Um diese Situation zu verbessern, ist eine systematische Stärkung medienpädagogischer Kompeten-
zen erforderlich. Fachkräfte benötigen kontinuierliche Fortbildungsangebote, die sowohl Wissen über 
digitale Lebenswelten als auch konkrete pädagogische Handlungskonzepte vermitteln. Gleichzeitig 
braucht es verbindliche institutionelle Leitlinien für den Umgang mit Medien in Einrichtungen. Ziel 
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sollte eine Medienpraxis sein, die Schutz, Teilhabe und Selbstbestimmung gleichermaßen berücksich-
tigt (DigiPäd 24/7 2022). 

Qualifikationsdefizite zeigen sich darüber hinaus auch in anderen professionellen Kontexten. In Polizei 
und Justiz etwa ist der Wissensstand zu Plattformstrukturen, Täterstrategien oder Opfererfahrungen 
bei digitaler Gewalt teilweise heterogen. Auch hier sind spezialisierte Weiterbildungsangebote not-
wendig, um Ermittlungs- und Schutzmaßnahmen an die Dynamik digitaler Kommunikationsräume 
anzupassen. 

Als besonders wirksam gelten praxisnahe Weiterbildungsformate, die sich an den beruflichen Reali-
täten im Arbeitsalltag der Fachkräfte orientieren. Dazu gehören kurze, modulare Lernangebote statt 
mehrtägiger Blockseminare, fallbasierte Lernformate mit realistischen Szenarien, peerbasierte Lern-
settings sowie digitale Selbstlernangebote. Aus Sicht der GMK wäre zudem die Entwicklung eines 
bundesweiten Fortbildungsrahmens für pädagogische Fachkräfte zu digitalen Medien und Schutzfra-
gen sinnvoll, vergleichbar mit bestehenden Curricula im Bereich des Kinderschutzes. Ein solcher Rah-
men könnte dazu beitragen, medienpädagogische Kompetenzen langfristig und systematisch in allen 
relevanten Professionen zu verankern. 

 

 

5. Welche innovativen Ansätze (z. B. Schul-Polizei-Kooperationen, Peer-to-Peer-Prävention, Platt-
form-Melde-Tools) sind besonders vielversprechend oder haben sich bereits bewährt? 

Ein wirksamer Jugendmedienschutz erfordert aus Sicht der GMK eine Verknüpfung von Schutz, Befä-
higung und Teilhabe. Diese drei Dimensionen lassen sich nur dann nachhaltig umsetzen, wenn inno-
vative Ansätze mit einer stabilen medienpädagogischen Infrastruktur verbunden werden. In Deutsch-
land existiert bereits eine vielfältige Landschaft medienpädagogischer Akteur*innen, etwa innerhalb 
der Initiative Gutes Aufwachsen mit Medien (GAmM), durch Einrichtungen wie das JFF – Institut für 
Medienpädagogik oder durch die GMK als bundesweit größten Fachverband für Medienbildung und 
zentrale Ansprechpartnerin für gesellschaftliche Entwicklungen in Zeiten von KI und Digitalisierung. 
Diese Akteur*innen verfügen über langjährige Expertise, erprobte Methoden sowie vielfältige Ziel-
gruppenansätze und greifen zugleich neue Themen wie Plattformkulturen, KI, Nachhaltigkeit oder 
politische Medienbildung kontinuierlich auf. Die Innovationsfähigkeit dieser Trägerstrukturen basiert 
jedoch wesentlich auf verlässlichen finanziellen Förderbedingungen, auch um die Beschäftigungsver-
hältnisse und mit ihnen das Innovationspotenzial sichern zu können. 

Als besonders effektiv haben sich in der medienpädagogischen Praxis Peer-to-Peer-Ansätze erwiesen. 
Dabei werden Jugendliche selbst zu Multiplikator*innen ausgebildet, die Gleichaltrige über Risiken 
und Chancen digitaler Medien informieren und beraten. Programme wie Medienscouts NRW oder 
die Online-Beratung von JUUUPORT zeigen, dass Peerformate eine hohe Glaubwürdigkeit und Reich-
weite bei jungen Menschen erreichen können (Kuttner 2023). Vergleichbare Ansätze existieren auch 
in der Elternbildung, etwa im Modell Elterntalk, bei dem geschulte Eltern in lokalen Netzwerken Ge-
spräche über Medienerziehung moderieren. 
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Ebenfalls erfolgreich sind handlungsorientierte und produktive Formen der Medienarbeit, bei denen 
Kinder und Jugendliche selbst Medieninhalte gestalten, bspw. Podcasts, Videos oder Social-Media-
Kampagnen. Solche Ansätze fördern nicht nur technische Fähigkeiten, sondern auch kritische Refle-
xion und gesellschaftliche Teilhabe. Innovative Projekte in diesem Bereich werden u. a. jährlich von 
BMBFSFJ und GMK gemeinsam in sechs Kategorien mit dem Dieter Baacke Preis ausgezeichnet. Um 
sie bundesweit bekannt zu machen, werden die Projekte und Methoden auf der Dieter Baacke Preis-
Website und in der Publikation Dieter Baacke Preis Handbuch (Print im kopaed-Verlag sowie als OER-
Artikel unter https://www.gmk-net.de/publikationen/artikel/dieter-baacke-preis-handbuch) vorge-
stellt.  Im Januar 2026 gab es zudem erstmals vier Online-Veranstaltungen, die diese Projekte einer 
noch breiteren Öffentlichkeit zugänglich gemacht haben. 

Darüber hinaus gewinnen niedrigschwellige Weiterbildungsangebote für Erwachsene an Bedeutung. 
Digitale Selbstlernplattformen wie der #DigitalCheckNRW ermöglichen es Eltern, Fachkräften oder 
älteren Menschen, ihre eigenen digitalen Kompetenzen flexibel zu erweitern und aktuelle Entwick-
lungen besser einzuordnen. 

Als vielversprechend gelten zudem strukturelle Ansätze, die Medienbildung stärker institutionell ver-
ankern. Dazu gehören bspw. medienpädagogische Fachstellen an Schulen, die analog zur Schulsozial-
arbeit als zentrale Ansprechpartner*innen für Medienfragen fungieren und Schulentwicklungspro-
zesse begleiten könnten. Auch multiprofessionelle Kooperationen, etwa zwischen Schule, Jugendhilfe 
und Polizei, können dazu beitragen, Prävention und Intervention besser miteinander zu verbinden. 

Ein weiterer innovativer Ansatz sind ,digitale Ersthelfer*innen‘ in pädagogischen Einrichtungen. Dabei 
werden Fachkräfte oder Multiplikator*innen speziell geschult, um bei medienbezogenen Konflikten 
oder Risiken erste Unterstützung zu leisten und geeignete Hilfsangebote zu vermitteln, vergleichbar 
mit etablierten Modellen der Erste-Hilfe-Ausbildung. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass besonders solche Ansätze erfolgreich sind, die Partizipa-
tion, praktische Medienarbeit und institutionelle Kooperationen miteinander verbinden. Entschei-
dend ist jedoch, dass diese Modelle nicht nur projektförmig umgesetzt, sondern langfristig in Bil-
dungs- und Präventionsstrukturen verankert werden. 
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